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IM NAMEN DER REPUBLIK! 
 

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch den Richter Dr. Michael ETLINGER als Einzelrichter über die 
Beschwerde von XXXX , geb. XXXX , StA. Afghanistan, gegen den Bescheid des Bundesamtes für 
Fremdenwesen und Asyl vom 02.05.2016, Zl. 1032801709-140059051, zu Recht erkannt: 
 

A) 
 

I. Die Beschwerde wird hinsichtlich der Spruchpunkte I. und II. des angefochtenen Bescheides gemäß §§ 3 
Abs.1 und 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 als unbegründet abgewiesen. 
 

II. Ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen wird 

XXXX gemäß §§ 55, 57 AsylG 2005 nicht erteilt. Gemäß § 9 BFA-VG wird gegen XXXX eine 
Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen. Es wird gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass 
die Abschiebung von XXXX gemäß § 46 FPG nach Afghanistan zulässig ist. 
 

Gemäß § 55 Abs. 1 bis 3 FPG beträgt die Frist für die freiwillige Ausreise von HOSSAINI Jawed zwei Wochen 
ab Rechtskraft der Rückkehrentscheidung. 
 

B) 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig. 

Text 

ENTSCHEIDUNGSGRÜNDE: 
 

I. Verfahrensgang: 
 

1. Der Beschwerdeführer, ein afghanischer Staatsangehöriger der Volksgruppe der Sayed, stellte am 11.10.2014 
den gegenständlichen Antrag auf internationalen Schutz. 
 

2. Im Rahmen der am selben Tag durchgeführten Einvernahme durch die Landespolizeidirektion 
Niederösterreich gab der Beschwerdeführer an, dass er vor 2,5 Jahren eine Beziehung mit einem Mädchen 
gehabt habe. Vor vier, fünf Monaten habe der Verlobte dieses Mädchens gesagt, dass er den Beschwerdeführer 
umbringen wolle. Eines Tages sei der Verlobte dieser Frau zum Haus des Beschwerdeführers gekommen und er 
habe den Beschwerdeführer mit zwei anderen Personen umbringen wollen. Der Beschwerdeführer habe durch 
die Hintertür flüchten können. 
 

3. Am 30.03.2016 erfolgte die Einvernahme des Beschwerdeführers vor dem Bundesamt für Fremdenwesen und 
Asyl (BFA), Regionaldirektion 
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Vorarlberg. Die Niederschrift lautet auszugsweise: 
 

F: Haben Sie Kontakt zu Ihrer Familie im Herkunftsstaat? Wenn ja, wie? 
 

A: Ja ich habe telefonisch Kontakt zu meiner Mutter. Aber nur selten, da es keinen Empfang im Dorf gibt. 
Manchmal kann sie das Handy von einem Nachbarn haben und wenn es Empfang gibt, kann sie mich anrufen. 
 

F: Welche weiteren Familienangehörigen haben Sie in Afghanistan? 
 

A: Eine Tante mütterlicherseits in XXXX und einen Onkel mütterlicherseits in Kabul. 
 

F: Haben Sie Kontakt zu Ihrer Tante und Ihrem Onkel? 
 

A: Mit meinem Onkel ja. Da es dort guten Empfang gibt. Mit meiner Tante nur hin und wieder. 
 

F: Hat Ihr Onkel Kinder? 
 

A: Ja, er hat 3 Söhne und 3 Töchter. 
 

[....] 
 

A: In unserem Dorf XXXX leben ca. 1000 Familien, die meisten kennen sich untereinander. In unserer 
Nachbarschaft lebte ein Mädchen, ca. 2 Jahre vor meiner Ausreise haben wir eine Beziehung miteinander 
angefangen. Wir haben uns öfter getroffen und im Laufe der Zeit wurde unsere Beziehung intensiver und wir 
waren verliebt. Dieses Mädchen hatte aber einen Verlobten. Die beiden Familien haben miteinander gesprochen, 
der Verlobte war Soldat und stationiert im Bezirk XXXX . Als er davon erfahren hatte, dass wir befreundet sind, 
hat er 2, 3 Mal versucht mich zu warnen und mir zu drohen. Er ist immer in zivil gekommen und meinte, ich 
sollte seine Verlobte in Ruhe lassen. Das Mädchen liebte mich und ich sie und sie wollte ihn gar nicht. Das war 
die Entscheidung ihrer Familie. Eines Nachts kam dieser Soldat in Uniform zu uns, ich habe sofort das Haus 
verlassen, deshalb sind wir uns nicht persönlich begegnet. Ich bin zum Haus meiner Tante gegangen, zu Fuß ist 
das etwa 30-40min entfernt. Dort habe ich den Ehemann meiner Tante gebeten, in unser Haus zu gehen um 
nachzusehen, was dort los ist. Er hat erfahren, dass dieser Soldat mich suchte und mich umbringen wollte. Er 
sagte, dass ich seine Verlobte regelmäßig belästigen würde und er wollte seine Ehre retten. Ich beschloss, ein 
paar Tage bei meiner Tante zu bleiben, in der Hoffnung, dass sich die Lage wieder beruhigt. Ich erfuhr dann, 
dass dieser Soldat gesagt hatte, dass er in 2 Tagen wieder kommen würde um mich mitzunehmen. Einige Tage 
blieb ich bei meiner Tante und stellte fest, dass ich nicht mehr dort leben kann. Dieser Soldat ließ nicht locker. 
Ich ging zuerst nach Kabul und von dort flüchtete ich in den Iran. 
 

F: Möchten Sie noch etwas dazu angeben? 
 

A: Nein, ich habe alles gesagt. 
 

F: Haben Sie sämtliche Gründe und Vorfälle, welche Sie zum Verlassen Ihres Heimatlandes veranlasst haben, 
angeführt? 
 

A: Ja. Laut meinem Onkel und dem Ehemann meiner Tante hat der Soldat auch gute Kontakte zu den Taliban. 
Einerseits ist er Soldat und bewaffnet, andererseits kann er wahrscheinlich auch auf die Taliban zählen. Ich war 
ein einfacher Landwirt. Ich hatte keine Chance. Meine ganze Familie war sich einig, dass ich gehen muss. 
 

F: Wussten Sie, dass das Mädchen einen Verlobten hat? 
 

A: Ja. 
 

F: Wieso haben Sie sich trotzdem mit ihr getroffen? 
 

A: Das ist die Liebe. Ich konnte nicht anders. Sie liebte mich ja auch und den Soldaten gar nicht. 
 

F: Wo ist das Mädchen? 
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A: Keine Ahnung, ich habe keinen Kontakt. 
 

[...] 
 

F: Als Sie in Kabul waren, waren Sie da bei Ihrem Onkel? 
 

A: Ja. 
 

F: Hätten Sie die Möglichkeit gehabt bei ihm zu bleiben? 
 

A: Mein Onkel arbeitet beim Innenministerium in Kabul. Er sagte mir, dass der Soldat Kontakte zu den Taliban 
hat. Woher er das weiß, weiß ich nicht. Er hat mir empfohlen, zu gehen, weil er mich nicht schützen kann. 
 

F: Wie sollte der Soldat Sie in Kabul finden? 
 

A: Er hätte mich vielleicht finden können. Er ist ja Soldat gewesen. 
 

[...] 
 

F: Schildern Sie bitte die Nacht in der der Soldat zu Ihnen nach Hause kam detailliert. 
 

A: Ich habe nicht viel mitbekommen. Unser Haus hat zwei Türen. Ich hatte bereits geschlafen und als ich hörte 
dass jemand heftig anklopft habe ich das Haus sofort durch die zweite Tür verlassen und sofort zu meiner Tante 
gegangen. Später erzählte meine Mutter dass sie zu fünft oder viert waren und miteinander auf Paschtu 
gesprochen haben. Mehr weiß ich nicht. 
 

F: Wie lang waren sie dann bei Ihrer Tante? 
 

A: 2 Wochen. 
 

F: Wie lange waren Sie in Kabul? 
 

A: 2 Nächte. 
 

F: Ist in den 2 Wochen irgendetwas vorgefallen? 
 

A: Nein, ich hatte mich versteckt und der Soldat wusste ja nicht wo ich bin. 
 

[...] 
 

Situation bei Rückkehr 
 

F: Was befürchten Sie im Falle Ihrer Rückkehr in Ihr Heimatland? 
 

A: Ich werde von diesem Soldaten getötet, er ist mein Feind. 
 

F: Hätte Sie die Möglichkeit, in einem anderen Teil Ihres Heimatlandes zu leben? Zum Beispiel in Kabul bei 
Ihrem Onkel? 
 

A: Nein. In Kabul hat mein Onkel ausdrücklich gesagt dass er mich nicht schützen kann. Wo anders kann ich als 
Schiit und Hazara nicht leben. Wir werden dort von den Taliban gezielt gesucht und gejagt. Da gibt es unzählige 
Beispiele. 
 

F: Sie sagten doch Sie seien nicht Hazara? 
 

A: Es gehört zu den Hazara, ist aber nicht ganz Hazara. 
 

F: Ist Ihr Onkel kein Schiit bzw. Sayed? 
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A: Er lebt in Kabul, gefährlich ist der Weg zwischen XXXX in Kabul. In Kabul selbst ist es ok. Ich hätte nur 
Angst dass mich dieser Soldat dort findet. 
 

4. Mit dem angefochtenen Bescheid wurde der Antrag des Beschwerdeführers auf internationalen Schutz gemäß 
§ 3 Abs. 1 iVm. § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 hinsichtlich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten 
(Spruchpunkt I.) und gemäß § 8 Abs. 1 iVm. § 2 Abs. 1 Z 13 AsylG 2005 hinsichtlich der Zuerkennung des 
Status des subsidiär Schutzberechtigten in Bezug auf den Herkunftsstaat Afghanistan (Spruchpunkt II.) 
abgewiesen. Ein Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen wurde gemäß §§ 57, 55 AsylG nicht 
erteilt. Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG iVm § 9 BFA-VG wurde gegen den Beschwerdeführer eine 
Rückkehrentscheidung gemäß § 52 Abs. 2 Z 2 FPG erlassen. Es wurde gemäß § 52 Abs. 9 FPG festgestellt, dass 
die Abschiebung gemäß § 46 FPG nach Afghanistan zulässig sei (Spruchpunkt III.). Gemäß § 55 Abs. 1 bis 3 
FPG betrage die Frist für die freiwillige Ausreise des Beschwerdeführers 2 Wochen ab Rechtskraft der 
Rückkehrentscheidung (Spruchpunkt IV.). 
 

Das BFA ging in seiner Beweiswürdigung betreffend die Feststellungen zu den Gründen für das Verlassen des 
Herkunftsstaates davon aus, dass, wenn die Angaben des Beschwerdeführers stimmen würden, der 
Beschwerdeführer nicht sein Leben riskiert hätte, nur um die Frau weiter zu treffen. Unglaubhaft sei zudem, dass 
der Beschwerdeführer angebe, nicht zu wissen, wo sich diese Frau nun befinde oder wie es ihr gehe. Ferner sei 
nicht nachvollziehbar, warum der Beschwerdeführer - ohne zu wissen, wer an der Türe ist und was passieren 
würde - sofort das Haus verlassen hätte. Der Beschwerdeführer habe ja sogar noch angegeben, dass er nicht 
wüsste, dass der Verlobte konkret über den Beschwerdeführer und die Frau gewusst habe. 
 

5. Am 31.05.2016 erhob der Beschwerdeführer fristgerecht eine Beschwerde gegen den Bescheid des BFA im 
vollen Umfang. Fluchtauslösender Moment sei der versuchte Mord an dem Beschwerdeführer von Seiten des 
Verlobten der Frau gewesen. Im gegenständlichen Fall bestehe eine Verfolgungsgefahr aufgrund der Beziehung 
des Beschwerdeführers zu einer Hazara, die mit einem einflussreichen Mann mit Kontakten zu den Taliban 
verlobt gewesen sei, in Zusammenschau mit der Gefährdung des Beschwerdeführers aufgrund seiner 
Volksgruppen- und Religionszugehörigkeit. 
 

6. Am 29.07.2016 fand vor dem Bundesverwaltungsgericht eine öffentliche mündliche Verhandlung statt. Die 
Niederschrift lautet auszugsweise: 
 

R: Schildern Sie bitte nochmals, warum Sie geflohen sind. 
 

BF: Ich hatte in Afghanistan eine Freundin. Es ist hier allgemein bekannt, dass in Afghanistan solch eine 
Beziehung verboten ist. Ich war insgesamt 2 Jahre mit meiner Freundin zusammen. Nach einem Jahr unseres 
Zusammenseins wurde sie verlobt. Ich weiß nicht, wie ihr Verlobter von unserer Beziehung erfahren hat. Ich 
weiß jedoch, dass er in Distrikt XXXX als Militärsoldat gearbeitet hat. Er ist zweimal gekommen um mich 
zusammenzuschlagen. Ca. 3 bis vier Tage später ist er zu unserem Haus gekommen. Ich bin von zu Hause durch 
das zweite Tor geflüchtet und bin zu meiner Tante gegangen. Sie wohnt ca. 30 Fußminuten von uns entfernt. Er 
war in Begleitung von zwei oder drei anderen Männern bei uns und hat meine Mutter nach mir gefragt, wo ich 
bin. Meine Mutter hat ihnen geantwortet, dass ich nicht zu Hause wäre und sie auch nicht wüsste, wo ich wäre. 
Ich habe meine Tante gebeten, zu meiner Mutter zu gehen und nachzufragen, weshalb diese Männer bei uns 
gewesen sind. Sie hat mir mitgeteilt, dass es sich dabei um den Verlobten dieses Mädchens gehandelt hat und er 
auf der Suche nach mir gewesen ist. Ich bin aus Angst nicht mehr nach Hause zurückgekehrt und habe ca. zwei 
‚Wochen im Haus meiner Tante verbracht. Ich habe meine Tante wieder zu meiner Mutter geschickt, um 
nachzufragen, ob diese Männer ein weiteres Mal gekommen waren. Meine Mutter hatte meiner Tante gesagt, 
dass sie fast jede zweite Nacht gekommen sind und nach mir gefragt haben. Dieser Mann wollte unbedingt mit 
mir einmal sprechen. 
 

R: Wurde Ihnen von diesem Soldat, irgendwann einmal Gewalt angetan? 
 

BF: Ich habe bereits angegeben, dass er zweimal gekommen ist, um mich zusammen zuschlagen. Wenn er um 
Mitternacht bei uns erschienen ist, dann bin ich davon ausgegangen, dass er mich schlagen oder töten wollte. 
 

R: Hat er sich tatsächlich zusammen geschlagen? Haben Sie Verletzungen davongetragen? 
 

BF: Nein, ich wurde nicht geschlagen, zumal es im Dorf viele Menschen gegeben hat, die mich vor ihm 
beschützt hätten. Er hat mich immer beschimpft und war aggressiv. 
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R: Sind Sie diesem Soldaten, nachdem er in dieser Nacht zu Ihnen nach Hause gekommen ist, danach nochmals 
begegnet? 
 

BF: Nein, zumal ich zwei Wochen bei meiner Tante gewesen bin. Nach zwei Wochen ist meine Mutter zu mir 
gekommen und hat mich aufgefordert, den Ort zu verlassen, weil diese Leute fast jede Nacht nach mir gefragt 
haben. Ich bin dann nach Kabul gegangen. 
 

[...] 
 

R: Sie sagten vor dem BFA, dass der Soldat auch gute Kontakte zu den Taliban hatte. 
 

BF: Ja, das stimmt. 
 

R: Woher wissen Sie das? 
 

BF: Als er in jener Nacht zu uns gekommen ist, hat er Paschto gesprochen. Das hat meine Mutter erzählt. 
 

R wiederholt die Frage. 
 

Auf Nachfrage gebe ich an, als dieser Soldat in jener Nacht zu uns gegangen ist und meine Mutter die Türe 
geöffnet hat, um nachzusehen, hat er mit seinen Begleitpersonen Paschto gesprochen. Als ich nach Kabul zu 
meinem Onkel gegangen bin, hat er ebenfalls bestätigt, dass dieser Mann Kontakte zu den Taliban pflegt. Mein 
Onkel arbeitet im Innenministerium. Dieser Mann war ihm bekannt. Ich habe meinem Onkel gesagt, dass ich in 
Kabul bleiben wollte, um dort weiter zu leben. Mein Onkel hat mir davon abgeraten und mir gesagt, dass er 
meinetwegen in große Schwierigkeiten geraten würde und er mir in Kabul keinen Schutz geben könnte. Daher 
musste ich das Land verlassen. 
 

R: Hat der Soldat Sie in Kabul aufgesucht? 
 

BF: Nein, nicht das ich wüsste. Ich war im Haus meines Onkels. Ich kenne in Kabul sonst niemanden. Ich glaube 
nicht, dass dieser Soldat erfahren hat, dass ich in Kabul aufhältig gewesen bin. 
 

R an RV: Haben Sie Fragen an den BF? 
 

RV: Wusste Ihre Familie von Ihrer Beziehung zu XXXX ? 
 

BF: Als meine Mutter zwei Wochen nach meinem Aufenthalt bei meiner Tante zu mir gekommen ist, hat sie 
mich gefragt, um wen es sich eigentlich um diesen Mann handelt, zumal er fast jede Nacht zu uns gekommen ist. 
Ich habemeiner Mutter erzählt, dass ich mit der Verlobten dieses Mannes eine Beziehung hatte. 
 

RV: Haben Sie überlegt, um die Hand des Mädchens anzuhalten, noch bevor der Soldat Sie bedroht hat? 
 

BF: Ich gehöre der Volksgruppe der Saids an und sie der Volksgruppe der Hazara. Es ist nicht üblich, dass Saids 
Hazara heiraten. Diese Ehe wäre nie mit Einverständnis der Familien zustande gekommen. Die einzige 
Möglichkeit wäre gewesen, mit ihr wegzulaufen. 
 

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen: 
 

1. Feststellungen (Sachverhalt): 
 

1.1 Zur Person des Beschwerdeführers: 
 

Der Beschwerdeführer ist Staatsangehöriger Afghanistans und gehört der Volksgruppe Sayed an. Er stammt aus 
der Provinz Maidan Wardak, Distrikt Jalrez, Dorf XXXX , und ist dort aufgewachsen. Die Mutter und die 
Schwester des Beschwerdeführers leben noch in diesem Dorf. Eine Tante mütterlicherseits lebt ebenfalls in 
XXXX . Ein Onkel väterlicherseits lebt in der Stadt Kabul. Der Beschwerdeführer hat Kontakt zu seinen 
Familienangehörigen. 
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Der Beschwerdeführer hat Deutschkurse absolviert. Er kann in seinem Alltag Konversationen führen. Hingegen 
hat der Beschwerdeführer keine Zeugnisse über bereits erfolgte Abschlüsse (Schule, Universität bzw. 
Deutschkurse) vorweisen können. Der Beschwerdeführer geht in Österreich keiner Arbeit nach und verfügt auch 
nicht über eine Einstellungszusage. Der Beschwerdeführer ist strafrechtlich unbescholten. Der Beschwerdeführer 
ist gesund. 
 

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdeführer einer konkreten Verfolgung ausgesetzt ist oder ein 
solche, im Falle seiner Rückkehr nach Afghanistan, zu befürchten hätte. 
 

1.2. Feststellungen zum Herkunftsstaat: 
 

1.2.1. Staatendokumentation (Stand 21.01.2016): 
 

Sicherheitslage 
 

Im Zeitraum 1.8.-31.10.2015 verzeichnete die UNO landesweit 6.601 sicherheitsrelevante Vorfälle. Diese 
Vorfälle beziehen sich auf Arbeit, Mobilität und Sicherheit von zivilen Akteuren in Afghanistan. Dies bedeutet 
eine Steigerung von 19% zum Vergleichszeitraum des Jahres 2014. 62% dieser Vorfälle fanden in den südlichen, 
südöstlichen und östlichen Regionen statt. Im Berichtszeitraum gelang es den Taliban neben Kunduz City 
weitere 16 Distriktzentren einzunehmen. Deren Großteil befindet sich im Norden (Badakhshan, Baghlan, Faryab, 
Kunduz, Sar-e Pul und Takhar), im Westen (Faryab) und im Süden (Helmand und Kandahar) des Landes. Den 
afghanischen Sicherheitskräften war es jedoch möglich bis Ende Oktober 13 Distriktzentren wieder 
zurückzuerobern (UN GASC 10.12.2015). 
 

Im Zeitraum 1.6.-31.7.2015 registrierte die UNO landesweit 6.096 sicherheitsrelevante Vorfälle, ein Rückgang 
von 4,6% zum Vergleichszeitraum des Vorjahres. Die geographische Reichweite des Konfliktes fokussierte sich 
hauptsächlich auf die nord-östlichen Regionen rund um Kunduz, Badakhshan und Badghis, im Nordwesten auf 
die Provinz Faryab und im Südosten auf Nangarhar und im Süden auf Helmand. Der Großteil der Vorfälle wurde 
in den südlichen und östlichen Teilen des Landes registriert. In Kandahar, Nangarhar, Ghazni, Helmand und 
Kunar wurden 44.5% aller sicherheitsrelevanten Vorfälle des Berichtszeitraumes registriert (UN GASC 
1.9.2015). 
 

Einige Experten haben auf Leistungsverbesserungen der afghanischen Sicherheitskräfte hingewiesen (SCR 
9.2015). Ein erhöhtes Operationstempo hat zu einer signifikant höheren Opferzahl unter den afghanischen 
Sicherheitskräften geführt (+27% im Zeitraum von 1.1. - 15.11.2015 im Vergleich zu 2014) (USDOD 12.2015). 
Ähnliche Zahlen nennt WP, mit 7.000 getöteten und und 12.000 verletzten Mitgliedern der afghanischen 
Sicherheitskräfte (+26% zum Jahr 2014). Im gesamten Jahr 2014 wurde hingegen von 5.000 getöteten 
afghanischen Polizisten und Soldaten berichtet (SCR 9.2015). Zudem haben die Taliban ihre Angriffe auf 
Sicherheitskräfte seit Beginn ihrer jährlichen Frühjahrsoffensive im April 2015 erhöht (BBC 29.6.2015). 
 

Die afghanische Regierung behält die Kontrolle über Kabul, größere Transitrouten, Provinzhauptstädte und fast 
allen Distriktzentren. Die afghanischen Sicherheitskräfte sind im Allgemeinen fähig die größeren 
Bevölkerungszentren effektiv zu beschützen, bzw. verwehren es den Taliban, für einen längeren Zeitraum 
Einfluss in einem Gebiet zu halten. Gleichzeitig haben die Taliban bewiesen, dass sie ländliche Gegenden 
einnehmen, Schlüsselgebiete bedrohen (z.B. in Helmand) und gleichzeitig high-profile Angriffe in Kabul 
durchführen können (USDOD 12.2015). Laut Angaben der afghanischen Regierung, kontrollieren die Taliban 
nur vier der mehr als 400 Bezirke landesweit, aber es ist bekannt, dass diese Zahl stark untertrieben ist. Die 
afghanische Regierung hat außerdem oftmals nur Kontrolle über die Distriktzentren, aber nicht über die 
ländlichen Gebiete (The Long War Journal 22.9.2015) 
 

Es gab Vorschläge zur Gründung regierungsfreundlicher Milizen - sogenannter lokaler Verteidigungskräfte - um 
die afghanischen Sicherheitskräfte zu unterstützen. Diese existieren angeblich bereits in einer Anzahl von 
Provinzen (UNGASC 10.12.2015). 
 

Es gibt drei Gründe für das Wiederaufleben der Taliban: Erstens das Ende der US- amerikanischen und NATO-
Mission Ende 2014, sowie der Abzug der ausländischen Kräfte aus Afghanistan, hat den militärischen Druck auf 
die Taliban verringert. Krisen in anderen Teilen der Welt (Syrien, Irak und Ukraine) nährten bei den Taliban die 
Hoffnungen auf ein Desinteresse der internationalen Gemeinschaft. Wenn Taliban militärische Stützpunkte, 
Distriktzentren und Check-Points Afghanistans überrennen, erbeuten sie jedes Mal Waffen für den Kampf gegen 
die afghanische Regierung. Zweitens vertrieb die pakistanische Militäroperation Zarb-e Azb in den 
Stammesgebieten Nordwaziristans im Juni 2014 tausende Aufständische - hauptsächlich Usbeken, Araber und 
Pakistanis - die nach Afghanistan strömten und in den Rängen der Taliban aufstiegen. Die Taliban lenkten 
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ohnehin eine große Anzahl ihrer eigenen Kämpfer von Pakistan aus. Drittens mangelt es den afghanischen 
Sicherheitskräften an Ausbildung und Ausstattung, vor allem in den Bereichen Luftstreitkräfte und Aufklärung. 
Außerdem nützen die Taliban interne Machtkämpfe der Kabuler Zentralregierung und deren scheinbare 
Schwäche in verschiedenen Bereichen in Kabul aus (BBC 5.1.2016). 
 

Sicherheitslage in Kabul 
 

Wann immer man von der Sicherheitslage spricht, meint man die größeren Städte sowie das Gebiet in einem 
Radius von max. 3 km um diese Städte (Liaison Officer to Ministry of Interior of GIROA 14.11.2014). 
 

Kabul 
 

Bild kann nicht dargestellt werden 
 

Distrikt Kabul 
 

(EASO 21.1.2016; vgl. EASO 1.2015) 
 

 

Gewalt gegen Einzelne 37 

Bewaffnete Konfrontationen und Luftangriffe 16 

Selbstmordattentate, IED-Explosionen und andere Explosionen 68 

Durchsetzung/Gewährleistung von Sicherheit 50 

Vorfälle ohne Bezug auf den Konflikt 39  

Andere Vorfälle 7 

Insgesamt 217 

 

 Im Zeitraum 1.1. - 

31.8.2015 wurden in dem Distrikt Kabul, 217 sicherheitsrelevante Vorfälle registriert (EASO 21.1.2016). 
 

Provinz Kabul 
 

 

Gewalt gegen Einzelne 40 

Bewaffnete Konfrontationen und Luftangriffe 69 

Selbstmordattentate, IED-Explosionen und andere Explosionen 103 

Durchsetzung/Gewährleistung von Sicherheit 94 

Vorfälle ohne Bezug auf den Konflikt 39  

Andere Vorfälle 7 

Insgesamt 352 

 

 Im Zeitraum 1.1. - 

31.8.2015 wurden in der Provinz Kabul insgesamt 352 sicherheitsrelevante Vorfälle registriert (EASO 
21.1.2016). 
 

Provinzhauptstadt der Provinz Kabul und gleichzeitig Hauptstadt von Afghanistan ist Kabul Stadt. Die Provinz 
Kabul grenzt im Nordwesten an die Provinz Parwan, im Nordosten an Kapisa, im Osten an Laghman, Nangarhar 
im Südosten, Logar im Süden und (Maidan)Wardak im Südwesten. Kabul ist mit den Provinzen Kandahar, Herat 
und Mazar durch die sogenannte Ringstraße und mit Peshawar in Pakistan durch die Kabul-Torkham Autobahn 
verbunden. Die Stadt hat 22 Stadtgemeinden und 14 administrative Einheiten (Pajhwok o.D.z). Die 
Bevölkerungszahl der Provinz wird auf 4.372.977 geschätzt (UN OCHA 26.8.2015). 
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Im Gegensatz zu den ländlichen Teilen Afghanistans, in denen das Gewaltniveau meist von 
jahreszeitenbedingter Witterung abhängt (erhöhte Angriffszahlen in den Sommermonaten), hängt die 
Sicherheitslage in Kabul stark von den politischen Entwicklungen innerhalb Afghanistans und internationalen 
Beziehungen ab (EI o.D.). 
 

Die Sicherheitsumgebung in Kabul ist momentan extrem herausfordernd, Koordinierte Angriffe auf 
Regierungsgebäude und auf ausländische Organisationen, ist auf einem Niveau, wie zuletzt im November 2014 
beobachtet wurde. Die allgemeine Gewalt, Selbstmordattentate, Autobomben und magnetisch angebrachte IEDs 
(improvised explosive devices) befinden sich im Großen und Ganzen auf dem Niveau von 2014. Dieses 
Gewaltniveau wird scheinbar von einer größeren Strategie extremistischer Gruppen vorangetrieben (EI o.D.). 
Die afghanische Regierung behält die Kontrolle über Kabul, größere Transitrouten, Provinzhauptstädte und fast 
alle Distriktzentren (USDOD 12.2015). Innerhalb Kabuls gibt es verschiedene Viertel mit unterschiedlichen 
Sicherheitslagen (Liaison Officer to Ministry of Interior of GIROA 14.11.2014). 
 

Von Jänner bis November 2015, wurden 28 hochrangige Angriffe in Kabul durchgeführt. Dies bedeutet eine 
Steigerung von 27% gegenüber dem Vergleichseitraum 2014. Diese Angriffe erreichen ein Hauptziel der 
Taliban, nämlich mediale Aufmerksamkeit, und gleichzeitig die Verbreitung eines Gefühls der Unsicherheit 
(USDOD 12.2015). 

Traditionell erfüllen Angriffe auf die Stadt Kabul zwei Zwecke: 

Erstens, physisch die Macht der afghanischen Regierung zu schwächen. Dies geschieht üblicherweise durch die 
Ermordung von Beamten und Zerstörung von Versorgungswegen. Zweitens, Propagandasiege durch Angriffe in 
Kabul. Aus demselben Grund werden internationale Organisationen (die einen ähnlichen Propagandawert für 
Aufständischenorganisationen haben) regelmäßig angegriffen. Oftmals dann, wenn es zu schwer war wichtige 
Regierungs- oder NATO-Gebäude erfolgreich zu infiltrieren. Während die Sicherheitskräfte sich fortwährend 
verbessern und ihre Fähigkeiten, solchen Angriffen entgegenzuwirken, entwickeln, ist es eher unwahrscheinlich, 
dass eine unterschwellige Bedrohung, insbesondere innerhalb der zentralen Kabuler Distrikte, in naher Zukunft 
gänzlich ausgeschlossen werden kann (EI o.D.). 
 

Ministerien sind bevorzugte Ziele von Raketenbeschuß, Sprengsätzen oder Selbstmordanschlägen (Liaison 
Officer to Ministry of Interior of GIROA 14.11.2014; vgl. UNAMA 8.2015). Hier steht die mediale Wirkung im 
Vordergrund. Die Anstrengungen der Sicherheitskräfte zeigen allerdings langsam Wirkung (Liaison Officer to 
Ministry of Interior of GIROA 14.11.2014). 
 

Nach einer erhöhten Anzahl von Angriffen und Störungen im Sommer - vorläufige Daten zeigen im Jahr 2015 
eine nennenswerte Steigerung zum Vergleichszeitraum 2014 in Bezug auf Selbstmordattentate und allgemeine 
Aufständischenaktivitäten in der Stadt Kabul. Allgemein wurde erwartet, dass die Gewalt mit Beginn des 
Winters 2015 abnehmen würde. Winterliche Gegebenheiten schränken allgemein die Bewegung extremistischer 
Gruppen am Boden ein, wodurch weniger Kämpfer und weniger Kampfmittel nach Kabul Stadt kommen. 
Ungeachtet dessen existiert weiterhin ein Potential für unerwartete Talibanangriffe. Auch das IS-Phänomen 
könnte das Risikoprofil innerhalb der Hauptstadt 2016 erweitern, jedoch müssen diese Gruppen ihre Effektivität 
innerhalb der Hauptstadt erst nachweisen. IS-Zweige treten derzeit mehr in interne Fehden mit den Taliban und 
anderen extremistischen Fraktionen, in Gebieten wie dem ländlichen Nangarhar, Farah und Zabul in 
Erscheinung, anstatt durch gezielte Angriffe auf internationale Organisationen (EI o.D.). Die Stadt Kabul zieht 
auch weiterhin eine signifikante Zahl an Binnenvertriebenen an. Mindestens 3.000 Familien benötigen Hilfe (UN 
GASC 10.12.2015). 
 

Quellen: 
 

 - EASO - European Asylum Support Office (21.1.2016): EASO Country of Origin Information Report 
AfghanistanSecurity Situation, https://easo.europa.eu/wp-content/uploads/EASO-COI-
Afghanistan_Security_Situation-BZ0416001ENN_FV1.pdf, Zugriff 21.1.2016 

 

 - EASO - European Asylum Support Office (1.2015): EASO Country of Origin Information Report 
Afghanistan, https://easo.europa.eu/wp-content/uploads/Afghanistan-securitysituation.pdf, Zugriff 
8.1.2016 

 

 - EI - Edinburgh International (o.D.): Kabul Security Analysis: 

2015-2016 Forecast, 

http://edinburghint.com/insidetrack/kabul-security-analysis-2015-2016-forecast/#, Zugriff 8.1.2016 
 

 - Liaison Officer to Ministry of Interior of GIROA (14.11.2014): 
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Sicherheitslage, per Mail. 
 

 - NYT - The New York Times (1.10.2014): Taliban Stage Attacks on Day After Afghanistan and U.S. 
Sign Security Deal, http://www.nytimes.com/2014/10/02/world/asia/talibanafghanistan-kabul-suicide-
attacks.html, Zugriff 27.10.2014 

 

 - Pajhwok (o.D.z): Kabul province background profile, 
http://www.elections.pajhwok.com/en/content/kabul-province-background-profile, Zugriff 23.10.2014 

 

 - WP - Washington Post (20.10.2014): A (fighting) season to remember in Afghanistan, 

http://www.washingtonpost.com/blogs/monkey-cage/wp/2014/10/20/a-fighting-season-toremember-in-
afghanistan/, Zugriff 23.10.2014 
 

 - UNAMA - United Nations Assistance Mission in Afghanistan (8.2015): 

Midyear report 2015 protection of civilians in armed conflict, 
http://unama.unmissions.org/Portals/UNAMA/human%20rights/2015/PoC%20Report%20 
2015/UNAMA%20Protection%20of%20Civilians%20in%20Armed%20Conflict%20Midyea 
r%20Report%202015_FINAL_%205%20August.pdf, Zugriff 18.11.2015 
 

 - UN GASC - UN General Assembly Secretary-General (10.12.2015): The situation in Afghanistan and 
its implications for international peace and security, 

http://www.un.org/en/ga/search/view_doc.asp?symbol=S/2015/942, Zugriff 4.1.2016 
 

 - UN GASC - UN General Assembly Secretary-General (1.9.2015): The situation in Afghanistan and its 
implications for international peace and security, 

http://unama.unmissions.org/Portals/UNAMA/SG%20Reports/SG_Report_September_20 

 15. pdf , Zugriff 17.11.2015 
 

 - USDOD - Department of Defense (12.2015): Enhancing Security and Stability in Afghanistan, 

http://www.defense.gov/Portals/1/Documents/pubs/1225_Report_Dec_2015_- 
 

_Final_20151210.pdf, Zugriff 8.1.2016 
 

 - Vertrauliche Quelle - eine internationale Organisation, die in Afghanistan ansässig ist (15.9.2015): 
Informationen zu den Provinzen Afghanistans. Per Mail, liegt bei der Staatendokumentation auf 

 

UN OCHA - United Nation Office for the Coordination of Humanitarian Affairs (26.8.2015): Afghanistan : 
Population Estimate for 2015, 
https://www.humanitarianresponse.info/en/system/files/documents/files/afg_mm_populati on_aug2015_a3.pdf, 
Zugriff 17.11.2015 
 

Hazara: 
 

Die schiitische Minderheit der Hazara macht etwa 10% der Bevölkerung aus. Sie hat sich ökonomisch und 
politisch durch Bildung verbessert. In der Vergangenheit wurden die Hazara von den Pashtunen verachtet, da 
diese dazu tendierten, die Hazara als Hausangestellte oder für andere niedere Arbeiten einzustellen. Berichten 
zufolge schließen viele Hazara, inklusive Frauen, Studien ab oder schlagen den Weg in eine Ausbildung in 
Informationstechnologie, Medizin oder anderen Bereichen ein, die in den unterschiedlichen Sektoren der 
afghanischen Wirtschaft besonders gut bezahlt werden (CRS 12.1.2015). 
 

Für die während der Taliban-Herrschaft besonders verfolgten Hazara hat sich die Lage verbessert. Sie sind in der 
öffentlichen Verwaltung aber nach wie vor unterrepräsentiert. 
 

Unklar ist, ob dies Folge der früheren Marginalisierung oder eine gezielte Benachteiligung neueren Datums ist. 
Gesellschaftliche Spannungen bestehen fort und leben in lokal unterschiedlicher Intensität gelegentlich wieder 
auf (AA 16.11.2015; AA 2.3.2015). Gesellschaftliche Diskriminierung gegen die schiitischen Hazara mit Bezug 
auf Klasse, Ethnie und Religion hält weiter an - in Form von Erpressung, durch illegale Besteuerung, 
Zwangsrekrutierung und Zwangsarbeit, physische Misshandlung und Verhaftung (USDOS 25.6.2015). 
Informationen eines Vertreters einer internationalen Organisation mit Sitz in Kabul zufolge, sind Hazara, 
entgegen ihrer eigenen Wahrnehmung, keiner gezielten Diskriminierung aufgrund ihrer Religionszugehörigkeit 
ausgesetzt sind (Vertrauliche Quelle 29.9.2015). 



 Bundesverwaltungsgericht 03.08.2016 

www.ris.bka.gv.at  Seite 10 von 23 

 

Mitglieder der Hazarastämme, meist schiitische Muslime, sind in den Provinzen Bamiyan, Daikundi und Ghazni 
in Zentralafghanistan vertreten (CRS 15.10.2015). 
 

Eine prominente Vertreterin der Minderheit der Hazara ist die Vorsitzende der unabhängigen afghanischen 
Menschenrechtskommission Sima Simar (CRS 12.1.2015). 
 

Die Hazara sind im nationalen Durchschnitt mit etwa 10% in der Afghan National Army und der Afghan 
National Police repräsentiert (Brookings 31.7.2015). 
 

Quellen: 
 

 - AA - Auswärtiges Amt (16.11.2015): Bericht über die asyl- und abschieberelevante Lage in der 
Islamischen Republik Afghanistan 

 

 - AA - Auswärtiges Amt (31.3.2014): Bericht über die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der 
Islamischen Republik Afghanistan 

 

 - Brookings - The Brookings Institution (31.7.2015): Afghanistan Index, 

http://www.brookings.edu/~/media/Programs/foreign-policy/afghanistan-index/index20150731.pdf?la=en, 
Zugriff 27.10.2015 
 

 - CRS - Congressional Research Service (15.10.2015): Afghanistan: 

Post-Taliban Governance, Security, and U.S. Policy, https://www.fas.org/sgp/crs/row/RL30588.pdf, Zugriff 
20.10.2015 
 

 - CRS - US Congressional Research Service (12.1.2015): Afghanistan: 

Politics, Elections, and Government Performance, http://www.fas.org/sgp/crs/row/RS21922.pdf, Zugriff 
27.10.2015 
 

 - USDOS - US Department of State (25.6.2015): Country Report on Human Rights Practices 2014 - 
Afghanistan, 
http://www.state.gov/j/drl/rls/hrrpt/humanrightsreport/index.htm?year=2014&dlid=236632, Zugriff 
13.10.2015 

 

Vertrauliche Quelle - eine internationale Organisation, die in Afghanistan ansässig ist (29.9.2015): 
Informationen zu der Sicherheitslage in Afghanistan. Interview, liegt bei der Staatendokumentation auf 
 

1.2.2. Schweizerische Flüchtlingshilfe (Stand 13.09.2015): 
 

Kabul und Zentrum. Die Taliban demonstrierten 2014 und 2015 auf spektakuläre Weise, dass sie fähig sind, 
selbst in den bestgesicherten Zonen der Hauptstadt komplexe Anschläge durchzuführen. Ausländerinnen und 
Ausländer wurden vermehrt zum Ziel regierungsfeindlicher Gruppierungen.47 In Zentralafghanistan haben 
sicherheitsrelevante Vorfälle selbst in denjenigen Provinzen zugenommen, welche bisher als relativ stabil galten. 
Neben den Taliban sind verschiedene weitere regierungsfeindliche Gruppierungen aktiv, darunter das Haqqani-
Netzwerk, die Hezb-e Islami, Angehörige der IMU sowie ausländische Kämpfer. Bereits außerhalb der 
Hauptstadt nimmt der Einfluss regierungsfeindlicher Gruppierungen zu. Die Kriminalität steigt stetig an. Zudem 
wirken sich in der Region innertribale Streitigkeiten, Warlords und der Drogenanbau und -handel negativ auf die 
Sicherheitslage aus. 
 

1.2.3. Fortschrittsbericht der deutschen Bundesregierung (Jänner 2014): 
 

Eine zusammenfassende Betrachtung der Sicherheitssituation erlaubt es, von einer "ausreichend kontrollierbaren 
Sicherheitslage" in den Bevölkerungszentren und entlang der bedeutsamen Verkehrsinfrastruktur zu sprechen. In 
diesen Gebieten leben rund 80 Prozent der afghanischen Bevölkerung. In der Hauptstadt Kabul ist die 
Sicherheitslage durch die ANSF trotz einzelner medienwirksamer Anschläge und häufigen Hinweisen auf 
Anschlagsplanungen unverändert "überwiegend kontrollierbar". In den ländlichen - vorwiegend paschtunisch 
geprägten - Gebieten im Osten und Süden herrscht hingegen eine "überwiegend nicht" oder in einigen wenigen 
Distrikten teilweise sogar eine "nicht kontrollierbare Sicherheitslage". Dass ein potenziell verheerender 
Selbstmordanschlag mit einer übergroßen Wirkladung von nahezu 30 t Explosivstoff in der ostafghanischen 
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Provinz Paktiya im Oktober 2013 verhindert werden konnte, unterstreicht sowohl die Wachsamkeit und 
Kompetenz der ANSF als auch das regional weiterhin hohe Bedrohungspotenzial der RFK. 
 

1.2.4. Gutachten des länderkundigen Sachverständigen XXXX vom 31.03.2016 
 

Die Angaben des BF, dass die Sicherheitslage in Afghanistan im Allgemeinen schlecht sei, stimmen mit der 
Wirklichkeit Afghanistans überein. Aber in Kabul unterscheidet sich die Lage zu anderen Provinzen. Während 
meines Aufenthaltes in Kabul habe ich, betreffend der Sicherheitslage in dieser Stadt, Nachforschungen 
angestellt und feststellen können, dass sich die Sicherheitslage in Kabul, im Gegensatz zum Vorjahr, wesentlich 
geändert hat. Es finden im Gegensatz zum Vorjahr weniger Anschläge der Taliban statt und die 
Sicherheitsorgane sind in allen Ecken der Stadt Kabul präsent. Vor allem Bezirke wie Char, Qala, Wazir, Abad, 
wo die Hazaras wohnen, gehören zu den sicheren Vierteln der Stadt Kabul. Die Außenbezirke der Stadt Kabul, 
wie Mosai, Pagham, Puli-Charkhi, Tarakhel bleiben weiterhin unsichere Bezirke, weil dort mehrheitlich 
Paschtunen wohnen. Zu diesen Gemeinschaften haben die Taliban sowohl Zugang als auch 
Versteckmöglichkeiten. 
 

Es kommt immer noch vor, dass die Taliban in der Stadt Kabul Selbstmordanschläge verüben und Raketen 
abwerfen, aber die Zahlen der Anschläge und Raketenabwürfe in der Stadt Kabul sind stark zurückgegangen, 
weil die Regierung, mit der Unterstützung der NATO, die Stadt Kabul in mehrere Sicherheitszonen unterteilt 
und die Sicherheitsmaßnahmen enorm erhöht hat. 
 

Die Hazaras haben an der staatlichen Macht einen überdurchschnittlichen Anteil. Sie stellen den 
Stellvertretenden Präsidenten, den stellvertretenden "Ministerpräsidenten", den Stellvertretenden des Amtes für 
Staatssicherheit, den Stellvertretenden Armee-Chef, der mit einer schnellen Eingreiftruppe befugt ist, in allen 
Ecken Afghanistans Angriffe gegen die Taliban zu starten. Damit möchte ich darauf hinweisen, dass die Hazaras 
sich nicht mehr in Afghanistan wie früher in der Opferrolle befinden, sondern sie sind ein Teil des politischen 
Systems und verfügen über die staatliche Macht, die sie dazu befähigt, die Angriffe und Diskriminierungen von 
außen nicht mehr zu dulden. 
 

Die Informationen aus Kabul, und aus anderen Teilen Afghanistans, beruhen auf meine eigenen 
Wahrnehmungen während meiner Reise in Afghanistan von 21.03. bis 02.04.2016. Die Feststellung von mir, 
über die Sicherheitslage in Kabul, ist temporär und ich kann keine endgültige Prognose abgeben, wie die 
Sicherheitslage in dieser Stadt in den nächsten Monaten aussehen wird. Allerdings möchte ich angeben, dass die 
Taliban zwar vereinzelt in der Stadt Kabul Anschläge verüben können, aber sie werden auch in der nahen 
Zukunft nicht im Stande und auch nicht gewillt sein, einzelne Zivilisten absichtlich zur Zielscheibe ihrer 
Anschläge zu machen. 
 

1.2.5. Gutachten des länderkundigen Sachverständigen Dr. XXXX im Rahmen einer mündlichen Verhandlung 
vor dem Bundesverwaltungsgericht vom 29.04.2016: 
 

Die Sicherheitslage in Afghanistan bleibt weiterhin sehr instabil und die Taliban machen weitere 
Geländegewinne und erweitern so ihre Einflussgebiete in Afghanistan. Mehr als die Hälfte aller Distrikte 
Afghanistans steht unter der Kontrolle der Taliban. Die Taliban führen in verschiedenen Distrikten der Provinzen 
Faryab, Jawjan, Badakhshan, Takhar, Baghlan, Sar-e Pul, Badghis, Uruzgan, Ghazni, Helmand, Kandahar, 
Kunar, Laghman, Nangarhar, Logar, Wardak, Kapisa, Kunduz und Ghor Krieg gegen die Nationalarmee. Bei 
allen diesen Kriegen gerät die Zivilbevölkerung zwischen die Fronten. In den von den Taliban beherrschten 
Gebieten herrscht das Taliban-Gesetz, das islamische Rechtssystem; Sharia. Die Menschen werden bei 
geringster Abweichung von den Vorgaben der Taliban schwer bestraft. Bei den Frauen und jungen Männern 
reicht es, wenn die Ehemänner, Väter oder Brüder sich bei den Taliban über diese beschweren. Es kommt immer 
wieder vor, dass die Taliban die Mädchen aufgrund der Beschwerden ihrer Väter auspeitschen und sogar 
steinigen, wenn sie verdächtigt werden, Geliebte zu haben. 
 

Durch die Geländegewinne der Taliban hat sich auch die Wirtschaftslage weiter verschlechtert. Für die 
Wirtschaftstreibenden erwächst dadurch Erschwernis auf den Transportwegen, welche auf den 
Wirtschaftsaustausch im Lande Auswirkungen haben und sie bewirken auch somit die hohe Arbeitslosigkeit im 
Lande. Auf den Hauptstraßen zwischen verschiedenen Provinzen, außerhalb Kabul, Mazar-e Sharif, Bamiyan, 
Taluqan, Herat, Hauptstadt von Badakhschan, Faizabad usw. herrscht große Unsicherheit, wenn die Menschen 
ihre Heimatregionen erreichen wollen oder wenn sie in andere Regionen mit Linienbussen oder Taxis reisen 
wollen. Es kommt immer wieder vor, dass die Taliban vereinzelt einzelne Menschen aus den Bussen und 
Linientaxis herauszerren und mitnehmen. 
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Die Städte Mazar-e Sharif, Kabul, Herat, Bamiyan zählen derzeit zu relativ sicheren Städten Afghanistans. Der 
Grund liegt darin, dass die Sicherheitsmaßnahmen in diesen Städten seitens der Behörde und der ausländischen 
Truppen erhöht worden sind. Aber sie bieten fremden Menschen, d.h. Menschen aus anderen Provinzen keine 
Arbeitsmöglichkeit, aber auch keine Wohnmöglichkeit, wenn die Fremden keine Verwandten dort haben oder 
wenn sie keinen Arbeitsplatz vorweisen können. 
 

Die Stadt Kabul wurde bis vor zwei Wochen, begonnen von September 2015 bis Mitte April 2016, von größeren 
Attentaten verschont. Aber am 19.04.2016 haben die Taliban wieder zugeschlagen und einen Lastwagen voll 
Sprengstoff zur Explosion gebracht, bei der 300 Menschen schwer verletzt und mehr als 60 Menschen getötet 
worden sind. Dieses Attentat galt zwar dem 10. Präsidium des Staatssicherheitsdienstes, aber dabei starben mehr 
Zivilisten als die Mitglieder der Behörde. 
 

1.2.6. Gutachten des länderkundigen Sachverständigen Dr. XXXX im Rahmen einer mündlichen Verhandlung 
vor dem Bundesverwaltungsgericht vom 04.05.2016: 
 

Betreffend die Sicherheitslage in Großstädten: Kabul, Herat, Bamiyan und Mazar-e Sharif: 
 

Die Sicherheitslage in Kabul hat sich aufgrund der verstärkten Sicherheitsmaßnahmen seitens des afghanischen 
Verteidigungs- und Innenministeriums sowie seitens des Staatssicherheitsdienstes gegenüber den letzten 
Monaten relativ gebessert. Die Internationale Sicherheitskräfte sind auch an dieser Aktion zur Erhöhung der 
Sicherheitsmaßnahmen beteiligt. Das erneute Engagement der ausländischen Truppen kann die Sicherheit in 
Großstädten wesentlich verbessern. Es gibt wenige Anschläge seitens der Taliban und die Sicherheitsbehörde 
nimmt oft die Selbstmordattentäter fest, bevor sie ihre Anschläge durchführen. Im letzten Monat hat es in Kabul 
einen Anschlag gegeben, wobei mehr als 28 Leute getötet und hunderte Personen leichten bis schwere 
Verletzungen davontrugen, (Siehe dazu: 
 
 

(http://www.zeit.de/politik/ausland/2016-04/kabul-afghanistan-bombenexplosion-opfer, http://www.n-
tv.de/politik/28-Menschen-bei-Anschlag-in-Kabul-getoetet-article17501806.html) 
 

Dieser Anschlag galt einem Amt des Staatssicherheitsdienstes. Während meiner Forschungsreise nach Kabul 
vom 21. März bis 02. April 2016 habe ich beobachten können, dass die Sicherheitslage in der Stadt Kabul relativ 
ruhig war. Aber man kann nicht ausschließen, dass die Taliban wieder vereinzelt Anschläge verüben können. Ich 
habe bezüglich die Sicherheitslage zusätzlich zu meinen Informationen in der heutigen Verhandlung, 04. 05. 
2016, nach Afghanistan angerufen und meine Mitarbeiter über die derzeitige Sicherheitslage in Kabul gefragt. 
Nach deren Angaben ist die Situation in Kabul ruhig und es sind keine nennenswerte weitere Anschläge in Kabul 
zu verzeichnen. Bei der Beurteilung der Sicherheitslage in Kabul berücksichtige ich auch, was die Bevölkerung 
von Kabul von der Sicherheit ihrer Stadt halten. Es gibt Zeiten in Kabul, in denen unter der Bevölkerung ständig 
von der schlechten Sicherheitslage gesprochen wird und es Zeiten, wie seit Anfang Mai 2016, in denen die Leute 
in Kabul auf die Frage, wie die Sicherheitslage in ihrer Stadt wäre, mit dem Satz "derzeit Gut, reagieren. Ich 
möchte bei der Gelegenheit darauf hinweisen, dass die Sicherheitslage in den meisten Provinzen Afghanistans 
prekär bis sehr prekär ist, aber in folgenden Großstädten ist die Sicherheitslage insofern besser, weil die Taliban 
zwar vereinzelt Anschläge in diesen Städten verüben können, aber nicht in der Lage sind in diesen Städten 
bestimmte Bezirke einzunehmen und für eine Weile unter ihrer Kontrolle zu halten. Das sind: Kabul, Mazar-e 
Sharif, Herat und Bamiyan. 
 

Aufgrund der schlechten Wirtschaftslage in Kabul gibt es weiterhin vereinzelt Entführungen und Raubüberfälle 
in den Randgebieten der Stadt Kabul. 
 

Zur Versorgungslage in Kabul: 
 

Die Versorgungslage in Kabul ist weiterhin für jene Rückkehrer, die keinen Familienrückhalt in Kabul haben, 
schlecht. Die Arbeitslosigkeit unter den Jugendlichen beträgt nach meiner Schätzung 60%. Wenn Personen keine 
Fachausbildung haben und auch keine Möglichkeit haben, mit den Familienmitgliedern zusammenzuarbeiten, 
können sie ohne Familienrückhalt schwer in Kabul wirtschaftlich Fuß fassen. 
 

2. Beweiswürdigung: 
 

Der oben angeführte Verfahrensgang ergibt sich aus dem unbedenklichen und unzweifelhaften Akteninhalt des 
vorgelegten Verwaltungsaktes des BFA und des Verfahrensaktes des Bundesverwaltungsgerichts. 
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Die Feststellungen zu Identität, Nationalität, Volksgruppe, Herkunft und Familienverhältnissen des 
Beschwerdeführers gründen auf dessen insofern unbedenklichen Angaben. Diese Feststellungen gelten 
ausschließlich für die Identifizierung der Person im Asylverfahren. 
 

Die Länderfeststellungen ergeben sich aus den jeweils angeführten Länderberichten angesehener staatlicher und 
nichtstaatlicher Einrichtungen. Angesichts der Seriosität der Quellen und der Plausibilität ihrer Aussagen besteht 
für das Bundesverwaltungsgericht kein Grund, an der Richtigkeit der Angaben zu zweifeln, sodass sie den 
Feststellungen zur Situation in Afghanistan zu Grunde gelegt werden konnten. 
 

Das Bundesverwaltungsgericht schließt sich aus den folgenden Gründen der Beurteilung der belangten Behörde 
im angefochtenen Bescheid an, wonach das Vorbringen des Beschwerdeführers zur Furcht vor Verfolgung im 
Herkunftsstaat aus asylrelevanten Gründen nicht glaubhaft ist: 
 

Glaubhaft ist zunächst nicht, wie der Beschwerdeführer mit einem Mädchen zwei Jahre lang eine Beziehung 
führen konnte, ohne dass irgendwer im Dorf XXXX davon mitbekommen hätte. Der Beschwerdeführer hat 
selbst angegeben, dass in seinem Dorf ca. tausend Familien leben würden, wobei sich die meisten untereinander 
kennen würden. Ferner konnte der Beschwerdeführer nicht darlegen, wie der Verlobte des Mädchens überhaupt 
von der heimlichen Beziehung erfahren habe. 
 

Widersprüchlich waren auch die Aussagen des Beschwerdeführers in Bezug auf die vorgebrachten 
Gewaltandrohungen seitens des Verlobten des Mädchens (= Soldat). Einerseits gab der Beschwerdeführer an, 
dass der Soldat zweimal gekommen sei, um den Beschwerdeführer zusammenzuschlagen. Auf konkrete 
Nachfrage des Bundesverwaltungsgerichts, ob der Soldat den Beschwerdeführer tatsächlich 
zusammengeschlagen habe, gab der Beschwerdeführer an: 

"Nein, ich wurde nicht geschlagen, zumal es im Dorf viele Menschen gegeben hat, die mich vor ihm beschützt 
hätten." Abgesehen davon wurde der Beschwerdeführer nach diesem Vorfall nicht mehr vom Soldaten 
aufgesucht. Der Beschwerdeführer führte selbst aus, dass er nicht glaube, dass der Soldat erfahren habe, dass der 
Beschwerdeführer in Kabul aufhältig gewesen sei (vgl. Verhandlungsniederschrift vor dem 
Bundesverwaltungsgericht). 
 

Der Beschwerdeführer brachte vor, dass der Soldat auch über gute Kontakte zu den Taliban verfüge und in jener 
Nacht, als er ins Haus des Beschwerdeführers gekommen sei, Paschtu gesprochen habe. Aufgrund dieser 
Ausführungen ist zu folgern, dass es sich beim Soldaten um einen Paschtunen gehandelt haben muss. Folgte man 
diesen Angaben, dann wäre wieder völlig unglaubwürdig, dass ein Paschtune um die Hand einer Hazara 
angehalten hätte. Der Beschwerdeführer geht nämlich selbst davon aus, dass ihm nicht möglich gewesen wäre, 
um die Hand seiner Freundin anzuhalten, da der Beschwerdeführer Sayed sei und die Familie des Mädchens 
Hazara ("So eine Ehe kommt nicht zustande.", vgl. die Niederschrift vor dem BFA; vgl. auch die 
Verhandlungsniederschrift vor dem Bundesverwaltungsgericht: "Ich gehöre der Volksgruppe der Sayeds an und 
sie der Volksgruppe der Hazara. Es ist nicht üblich, dass Sayeds Hazara heiraten. Die Ehe wäre nie mit 
Einverständnis der Familien zustande gekommen."). Wenn aber schon eine Heirat zwischen den Sayeds, obwohl 
zum Volksstamm der Hazara gehörig, und den Hazara nicht zustande kommen kann, dann muss dies umso mehr 
für eine Ehe zwischen den (unterschiedlichen Stämmen) der Hazara und Paschtunen gelten. 
 

Selbst wenn man jedoch den Angaben des Beschwerdeführers Glauben zu schenken vermag, wäre der 
Beschwerdeführer nicht von einer konkreten Verfolgungsgefahr in Afghanistan betroffen. Dies einerseits, weil 
die Beziehung noch im Rahmen des Aufenthaltes des Beschwerdeführers in Afghanistan abgebrochen wurde 
(siehe Aussagen des Beschwerdeführers vor dem BFA und dem Bundesverwaltungsgericht) und somit eine sog. 
"unerlaubte" Beziehung zwischen dem Beschwerdeführer und dem Mädchen nicht mehr vorliegt. Andererseits, 
weil dem Beschwerdeführer eine innerstaatliche Fluchtalternative bei seinem Onkel in Kabul zur Verfügung 
steht (siehe dazu detailliert unten, 3., rechtliche Beurteilung). 
 

Hinzu kommt, dass der Beschwerdeführer selbst angegeben hat, dass es - nachdem der Verlobte des Mädchens 
ihn in seinem Haus aufgesucht habe und der Beschwerdeführer daraufhin geflohen sei - zu keinem Vorfall mehr 
gekommen ist (vgl. die Aussage vor dem BFA: F: Ist in den zwei Wochen irgendetwas vorgefallen? A: Nein, ich 
hatte mich versteckt und der Soldat wusste ja nicht wo ich bin."). Der Beschwerdeführer geht über dies davon 
aus, dass er in der Stadt Kabul sicher ist (vgl. die Aussage vor dem BFA: "In Kabul selbst ist es okay. Ich hätte 
nur Angst, dass mich dieser Soldat dort findet."). 
 

Die seitens des Beschwerdeführers angeführten Kontakte des Verlobten des Mädchens zu den Taliban stellen 
eine reine Behauptung dar. Beweise für eine solche Tatsache konnte der Beschwerdeführer nicht erbringen. 
Selbst wenn man nunmehr annehmen sollte, dass der Verlobte des Mädchens den Beschwerdeführer noch immer 
aufgrund seiner (nunmehr nicht mehr bestehenden Beziehung) zu dem Mädchen suchen würde, geht das 
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Bundesverwaltungsgericht davon aus, dass der Beschwerdeführer von diesem Verlobten in einer Millionenstadt 
wie Kabul geschützt wäre (siehe dazu unten, 3., rechtliche Beurteilung). Es haben sich im Verfahren jedenfalls 
keine Anhaltspunkte dafür ergeben, dass der Verlobte des Mädchens den Wohnort des Onkels in der Stadt Kabul 
kennt. 
 

Aus einer Gesamtschau der oben angeführten Angaben des Beschwerdeführers im gesamten Verfahren ergibt 
sich, dass der Beschwerdeführer trotz der zahlreichen Gelegenheiten nicht imstande war, eine Verfolgung aus 
asylrelevanten Gründen in seinem Herkunftsstaat glaubhaft zu machen. Es konnte weder eine konkret gegen die 
Person des Beschwerdeführers gerichtete asylrelevante Verfolgung festgestellt werden, noch sind im Verfahren 
sonst Anhaltspunkte hervorgekommen, die eine mögliche Verfolgung des Beschwerdeführers im Herkunftsstaat 
aus asylrelevanten Gründen für wahrscheinlich erscheinen lassen hätten. 
 

3. Rechtliche Beurteilung: 
 

Gemäß § 6 BVwGG, BGBl. I 10/2013, entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern 
nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Eine derartige Regelung 
wird in den einschlägigen Normen (VwGVG, BFA-VG, AsylG 2005) nicht getroffen und es liegt somit 
Einzelrichterzuständigkeit vor. 
 

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des Bundesfinanzgerichtes ist durch das VwGVG, BGBl. 
I 33/2013 idF BGBl. I 82/2015, geregelt (§ 1 leg. cit.). Gemäß § 58 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende 
Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in 
Kraft. 
 

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über 
Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des 
IV. Teiles, die Bestimmungen der Bundesabgabenordnung - BAO, BGBl. 194/1961, des 
Agrarverfahrensgesetzes - AgrVG, BGBl. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 1984 - DVG, 
BGBl. 29/1984, und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen 
sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen 
Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte (siehe insbesondere § 1 BFA-VG, BGBl. I 87/2012 idF 
BGBl. I 25/2016). 
 

Gemäß § 3 BFA-G, BGBl. I 87/2012 idF BGBl. I 70/2015, obliegt dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl 
die Vollziehung des BFA-VG (Z 1), die Vollziehung des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBl. I Nr. 100 (Z 
2), die Vollziehung des 7., 8. und 11. Hauptstückes des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBl. I Nr. 100 (Z 
3) und die Vollziehung des Grundversorgungsgesetzes - Bund 2005, BGBl. I Nr. 100 (Z 4). 
 

Gemäß § 7 Abs. 1 Z 1 BFA-VG entscheidet das Bundesverwaltungsgericht über Beschwerden gegen Bescheide 
des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl. 
 

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das 
Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen. 
 

Gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG 
dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des 
maßgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit 
einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist. 
 

Zu A): 
 

1. Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides: 
 

Gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 ist einem Fremden, der in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz 
gestellt hat, soweit der Antrag nicht wegen Drittstaatsicherheit oder wegen Zuständigkeit eines anderen Staates 
zurückzuweisen ist, der Status des Asylberechtigten zuzuerkennen, wenn glaubhaft ist, dass ihm im 
Herkunftsstaat Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention über die Rechtsstellung der 
Flüchtlinge BGBl. 55/1955 (Genfer Flüchtlingskonvention, in der Folge GFK) droht (vgl. auch die 
Verfolgungsdefinition in § 2 Abs. 1 Z 11 AsylG 2005, die auf Art. 9 Statusrichtlinie [RL 2011/95/EU] 
verweist.). Gemäß § 3 Abs. 3 AsylG 2005 ist der Asylantrag bezüglich der Zuerkennung des Status des 
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Asylberechtigten abzuweisen, wenn dem Fremden eine innerstaatliche Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005) 
offensteht oder wenn er einen Asylausschlussgrund (§ 6 AsylG 2005) gesetzt hat. 
 

Flüchtling im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK (in der Fassung des Art. 1 Abs. 2 des Protokolls über die 
Rechtsstellung der Flüchtlinge BGBl. 78/1974) - deren Bestimmungen gemäß § 74 AsylG 2005 unberührt 
bleiben - ist, wer sich aus wohlbegründeter Furcht, aus Gründen der Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit 
zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, außerhalb seines 
Heimatlandes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des 
Schutzes dieses Landes zu bedienen, oder wer staatenlos ist, sich außerhalb des Landes seines gewöhnlichen 
Aufenthaltes befindet und nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land 
zurückzukehren. 
 

Zentraler Aspekt des Flüchtlingsbegriffs der GFK ist die wohlbegründete Furcht vor Verfolgung. 
Wohlbegründet kann eine Furcht nur dann sein, wenn sie im Lichte der speziellen Situation des Asylwerbers und 
unter Berücksichtigung der Verhältnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist (vgl. z.B. VwGH 
22.12.1999, 99/01/0334; 25.01.2001, 2001/20/0011). 
 

Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsächlich fürchtet, 
sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation (aus Konventionsgründen) fürchten würde 
(vgl. VwGH 09.03.1999, 98/01/0370). Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher 
Intensität in die zu schützende persönliche Sphäre des Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensität liegt vor, 
wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates bzw. 
der Rückkehr in das Land des vorigen Aufenthaltes zu begründen. Die Verfolgungsgefahr steht mit der 
wohlbegründeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegründeten Furcht. Eine 
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maßgeblichen Wahrscheinlichkeit 
droht; die entfernte Möglichkeit einer Verfolgung genügt nicht (VwGH 21.12.2000, 2000/01/0131; 25.1.2001, 
2001/20/0011). Die Verfolgungsgefahr muss ihre Ursache in einem der Gründe haben, welche Art. 1 Abschnitt 
A Z 2 GFK nennt (VwGH 09.09.1993, 93/01/0284; 23.11.2006, 2005/20/0551); sie muss Ursache dafür sein, 
dass sich der Asylwerber außerhalb seines Heimatlandes bzw. des Landes seines vorigen Aufenthaltes befindet. 
 

Nach ständiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes (vgl. VwGH 28.03.1995, 95/19/0041; 23.07.1999, 
99/20/0208; 26.02.2002, 99/20/0509 mwN; 17.09.2003, 2001/20/0177; 28.10.2009, 2006/01/0793) ist eine 
Verfolgungshandlung nicht nur dann relevant, wenn sie unmittelbar von staatlichen Organen (aus Gründen der 
GFK) gesetzt worden ist, sondern auch dann, wenn der Staat nicht gewillt oder nicht in der Lage ist, Handlungen 
mit Verfolgungscharakter zu unterbinden, die nicht von staatlichen Stellen ausgehen, sofern diese Handlungen - 
würden sie von staatlichen Organen gesetzt - asylrelevant wären. Eine von dritter Seite ausgehende Verfolgung 
kann nur dann zur Asylgewährung führen, wenn sie von staatlichen Stellen infolge nicht ausreichenden 
Funktionierens der Staatsgewalt nicht abgewandt werden kann (VwGH 22.03.2000, 99/01/0256 mwN). 
 

Von mangelnder Schutzfähigkeit des Staates kann nicht bereits dann gesprochen werden, wenn der Staat nicht in 
der Lage ist, seine Bürger gegen jedwede Übergriffe Dritter präventiv zu schützen (VwGH 13.11.2008, 
2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793; 19.11.2010, 2007/19/0203). Für die Frage, ob eine ausreichend 
funktionierende Staatsgewalt besteht - unter dem Fehlen einer solchen ist nicht "zu verstehen, dass die 
mangelnde Schutzfähigkeit zur Voraussetzung hat, dass überhaupt keine Staatsgewalt besteht" (VwGH 
22.03.2000, 99/01/0256) -, kommt es darauf an, ob jemand, der von dritter Seite (aus den in der GFK genannten 
Gründen) verfolgt wird, trotz staatlichem Schutz einen - asylrelevante Intensität er-reichenden - Nachteil aus 
dieser Verfolgung mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit zu erwarten hat (vgl. VwGH 22.03.2000, 99/01/0256 im 
Anschluss an Goodwin-Gill, The Refugee in International Law² [1996] 73; weiters VwGH 26.02.2002, 
99/20/0509 mwN; 20.09.2004, 2001/20/0430; 17.10.2006, 2006/20/0120; 13.11.2008, 2006/01/0191; 
28.10.2009, 2006/01/0793; 19.11.2010, 2007/19/0203). 
 

Für einen Verfolgten macht es nämlich keinen Unterschied, ob er aufgrund staatlicher Verfolgung mit 
maßgeblicher Wahrscheinlichkeit einen Nachteil zu erwarten hat oder ob ihm dieser Nachteil mit derselben 
Wahrscheinlichkeit aufgrund einer Verfolgung droht, die von anderen ausgeht und die vom Staat nicht 
ausreichend verhindert werden kann. In diesem Sinne ist die oben verwendete Formulierung zu verstehen, dass 
der Herkunftsstaat "nicht gewillt oder nicht in der Lage" sei, Schutz zu gewähren (VwGH 26.02.2002, 
99/20/0509). In beiden Fällen ist es dem Verfolgten nicht möglich bzw. im Hinblick auf seine wohlbegründete 
Furcht nicht zumutbar, sich des Schutzes seines Heimatlandes zu bedienen (vgl. VwGH 22.03.2000, 99/01/0256; 
13.11.2008, 2006/01/0191; 28.10.2009, 2006/01/0793; 19.11.2010, 2007/19/0203). 
 

Wenn Asylsuchende in bestimmten Landesteilen vor Verfolgung sicher sind und ihnen insoweit auch zumutbar 
ist, den Schutz ihres Herkunftsstaates in Anspruch zu nehmen, bedürfen sie nicht des Schutzes durch Asyl (vgl. 
zB VwGH 24.03.1999, 98/01/0352 mwN; 15.03.2001, 99/20/0036). Damit ist nicht das Erfordernis einer 
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landesweiten Verfolgung gemeint, sondern vielmehr, dass sich die asylrelevante Verfolgungsgefahr für den 
Betroffenen - mangels zumutbarer Ausweichmöglichkeit innerhalb des Herkunftsstaates - im gesamten 
Herkunftsstaat auswirken muss (VwSlg. 16.482 A/2004). Das Zumutbarkeitskalkül, das dem Konzept einer 
"internen Flucht- oder Schutzalternative" (VwSlg. 16.482 A/2004) innewohnt, setzt daher voraus, dass der 
Asylwerber dort nicht in eine ausweglose Lage gerät, zumal da auch wirtschaftliche Benachteiligungen dann 
asylrelevant sein können, wenn sie jede Existenzgrundlage entziehen (VwGH 08.09.1999, 98/01/0614, 
29.03.2001, 2000/20/0539; 17.03.2009, 2007/19/0459). 
 

Auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich, dass die 
behauptete Furcht des Beschwerdeführers, in seinem Herkunftsstaat mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit aus 
den in der GFK genannten Gründen verfolgt zu werden, nicht begründet ist: 
 

Ein in seiner Intensität asylrelevanter Eingriff in die vom Staat zu schützende Sphäre des Einzelnen führt dann 
zur Flüchtlingseigenschaft, wenn er an einem in Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK festgelegten Grund, nämlich die 
Rasse, Religion, Nationalität, Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder politische Gesinnung 
anknüpft. 
 

Eine Verfolgung aus asylrelevanten Gründen konnte vom Beschwerdeführer jedoch nicht glaubhaft gemacht 
werden (vgl. Beweiswürdigung). Da eine aktuelle oder zum Fluchtzeitpunkt bestehende asylrelevante 
Verfolgung auch sonst im Rahmen des Ermittlungsverfahrens nicht hervorgekommen, notorisch oder 
amtsbekannt ist, war in der Folge davon auszugehen, dass eine asylrelevante Verfolgung nicht existiert. 
 

Um vom Vorliegen einer innerstaatlichen Fluchtalternative sprechen zu können, müssen die Asylbehörden über 
Ermittlungsergebnisse verfügen, die die Sicherheit der Asylwerber dartun (siehe etwa VwGH 08.09.1999, 
99/01/0126: VwGH 16.02.2000, 99/01/0149). Es muss konkret ausgeführt werden, wo der Beschwerdeführer 
tatsächlich Schutz vor der von ihm geltend gemachten Bedrohung finden könnte. Entsprechend dem 
"Ausschlusscharakter" der internen Schutzalternative müsse es Sache der Behörde sein, die Existenz einer 
internen Schutzalternative aufzuzeigen und nicht umgekehrt Sache des Asylwerbers, die Annahme einer 
theoretisch möglichen derartigen Alternative zu widerlegen und nimmt der Verwaltungsgerichtshof mit dieser 
Rechtsprechung jedenfalls eine Beweislast der Asylbehörden an (VwGH 09.09.2003, 2002/01/0497 und VwGH 
08.04.2003, 2002/01/0318 sowie zur Ermittlungspflicht VfGH 02.10.2001, B2136/00. 
 

Das verfolgungssichere Gebiet muss eine gewisse Beständigkeit in dem Sinne aufweisen, dass der Betroffene 
nicht damit rechnen muss, jederzeit auch in diesem Gebiet wieder die Verfolgung, vor der er flüchtete, erwarten 
zu müssen (VwGH 21.03.2002, 99/20/0401; in diesem Sinne auch VwGH 19.02.2004, 2002/20/0074; VwGH 
24.06.2004, 2001/20/0420). Ebenso muss das sichere Gebiet für den Betroffenen erreichbar sein, ohne jenes 
Gebiet betreten zu müssen, in welchem er Verfolgung befürchtet bzw. muss im Rahmen der Refoulmentprüfung 
feststehen, dass eine Abschiebung in dieses sichere Gebiet möglich ist (siehe etwa VwGH 17.02.2000, 
97/18/0562; AsylGH 01.09.2008, E10 249.166-0/2008. 
 

Schlechte soziale und wirtschaftliche Bedingungen in den betreffenden Landesteilen schließen die 
innerstaatliche Fluchtalternative nicht grundsätzlich aus (siehe VwGH 08.09.1999, 98/01/0620; VwGH 
26.06.1996, 95/20/0427). Ein bloßes Absinken des Lebensstandards durch die Inanspruchnahme der 
innerstaatlichen Fluchtalternative, welche sich jedoch noch über dem Niveau der aussichtslosen Lage befindet, 
ist daher bei Bestehen einer Existenzgrundlage hinzunehmen (AsylGH 17.02.2009, E3 245.231-0/2008). 
 

Aufgrund der durchgeführten Ermittlungen ist im gegenständlichen Fall von einer innerstaatlichen 
Fluchtalternative für den Beschwerdeführer auszugehen: 
 

Der Beschwerdeführer hat selbst angegeben, dass er bei seinem Onkel in der Stadt Kabul für zwei Tage 
untergebracht war. Es besteht nach wie vor Kontakt zu seinem Onkel. Dass der Onkel dem Beschwerdeführer 
gesagt haben soll, dass er ihn nicht schützen könne, ist für die Beurteilung, ob dem Beschwerdeführer eine 
innerstaatliche Fluchtalternative offen steht, ohne Relevanz. Der Onkel des Beschwerdeführers hat dem 
Beschwerdeführer lediglich seine subjektive Sicht der Lage dargestellt. Aufgrund der Länderfeststellungen ist 
aber davon auszugehen, dass die Kontrolle der Regierung über die Stadt Kabul nach wie vor gegeben ist, womit 
aber die von der Rechtsprechung des VwGH verlangte gewisse Beständigkeit im verfolgungssicheren Gebiet 
vorliegt. Soweit der Beschwerdevertreter in der mündlichen Verhandlung vor dem Bundesverwaltungsgericht 
darauf hinweist, dass die Verbindungsstraße zwischen Kabul und der Provinz Maidan Wardak als eine der 
gefährlichsten Straßen Afghanistans gilt, ist festzuhalten, dass der Beschwerdeführer, um von Europa nach 
Kabul zu gelangen, nicht Gefahr läuft, ausgerechnet diesen Weg benutzen zu müssen. In Kabul befindet sich ein 
internationaler Flughafen, der für den zivilen Luftverkehr geeignet ist. Der Beschwerdeführer kann somit per 
Flugzeug direkt nach Kabul gelangen. Die vom VwGH verlangte sichere Erreichbarkeit ist somit gegeben. 
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Zum Vorbringen des Beschwerdeführers vor dem BFA, wonach er als Schiite und "woanders" als in Kabul 
aufgrund der gezielten Verfolgung durch die Taliban nicht leben könne, wird auf die Länderfeststellungen 
verwiesen, aus denen hervorgeht, dass die Hazara, entgegen ihrer eigenen Wahrnehmung, keiner gezielten 
Diskriminierung aufgrund ihrer Religionszugehörigkeit ausgesetzt sind. 
 

Soweit der Beschwerdeführer im Rahmen der mündlichen Verhandlung erstmals auf die erhöhte 
Verfolgungsgefahr der Sayed hinweist, ist auf das "Neuerungsverbot" des § 20 Abs. 1 BFA-VG zu verweisen. 
 

Gemäß § 20 Abs. 1 BFA-VG dürfen in einer Beschwerde gegen eine Entscheidung des Bundesamtes neue 
Tatsachen und Beweismittel nur vorgebracht werden, 
 

1. wenn sich der Sachverhalt, der der Entscheidung zu Grunde gelegt wurde, nach der Entscheidung des 
Bundesamtes maßgeblich geändert hat; 
 

2. wenn das Verfahren vor dem Bundesamt mangelhaft war; 
 

3. wenn diese dem Fremden bis zum Zeitpunkt der Entscheidung des Bundesamtes nicht zugänglich waren oder 
 

4. wenn der Fremde nicht in der Lage war, diese vorzubringen. 
 

Dem Bundesverwaltungsgericht ist kein Grund ersichtlich, warum der Beschwerdeführer bzw. dessen Vertreter 
nicht bereits im Verfahren vor dem BFA von sich aus (aktiv) auf die allgemeine Situation der Sayed hingewiesen 
hat, zumal ihm im Zuge der Einvernahme die Möglichkeit eingeräumt wurde, sämtliche Fluchtgründe 
darzulegen. Demzufolge ist auch nicht von einem mangelhaften Verfahren vor dem BFA iSd § 20 Abs. 1 Z 2 
BFA-VG auszugehen. Auch die Tatbestände des § 20 Abs. 1 Z 3 und 4 BFA-VG scheiden gegenständlich aus. 
Die nachträglichen Ausführungen in der Beschwerde vom 31.05.2016 bzw. in der mündlichen Verhandlung vom 
29.07.2016 sind daher vom Neuerungsverbot iSd § 20 Abs. 1 BFA-VG umfasst. 
 

Daher war die Beschwerde gegen Spruchpunkt I. des angefochtenen Bescheides gemäß § 3 Abs. 1 AsylG 2005 
als unbegründet abzuweisen. 
 

2. Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides: 
 

Gemäß § 8 Abs. 1 AsylG ist einem Fremden der Status des subsidiär Schutzberechtigten zuzuerkennen, wenn er 
in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat, wenn dieser in Bezug auf die Zuerkennung des 
Status des Asylberechtigten abgewiesen wird, oder dem der Status des Asylberechtigten aberkannt worden ist, 
wenn eine Zurückweisung oder Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat eine 
reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur 
Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der 
Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes 
mit sich bringen würde. 
 

Gemäß § 8 Abs. 2 AsylG ist die Entscheidung über die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 
nach Abs. 1 mit der abweisenden Entscheidung nach § 3 oder der Aberkennung des Status des Asylberechtigten 
nach § 7 zu verbinden. 
 

Gemäß § 8 Abs. 3 AsylG sind Anträge auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des 
subsidiär Schutzberechtigten abzuweisen, wenn eine innerstaatliche Fluchtalternative im Sinne des § 11 offen 
steht. 
 

Ist ein Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten 
nicht schon mangels einer Voraussetzung gemäß Abs. 1 oder aus den Gründen des Abs. 3 oder 6 abzuweisen, so 
hat gemäß § 8 Abs. 3a AsylG 2005 eine Abweisung auch dann zu erfolgen, wenn ein Aberkennungsgrund gemäß 
§ 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt. Diesfalls ist die Abweisung mit der Feststellung zu verbinden, dass eine 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulässig ist, da 
dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 
zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der 
Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes 
mit sich bringen würde. Dies gilt sinngemäß auch für die Feststellung, dass der Status des subsidiär 
Schutzberechtigten nicht zuzuerkennen ist. 
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Das Bundesverwaltungsgericht hat somit vorerst zu klären, ob im Falle der Rückführung des Fremden in seinen 
Herkunftsstaat Art. 2 EMRK (Recht auf Leben), Art. 3 EMRK (Verbot der Folter), das Protokoll Nr. 6 zur 
EMRK über die Abschaffung der Todesstrafe oder das Protokoll Nr. 13 zur EMRK über die vollständige 
Abschaffung der Todesstrafe verletzt werden würde. Der Verwaltungsgerichtshof hat in ständiger, noch zum 
Refoulementschutz nach der vorigen Rechtslage ergangenen, aber weiterhin gültigen Rechtsprechung erkannt, 
dass der Antragsteller das Bestehen einer solchen Bedrohung glaubhaft zu machen hat, wobei diese aktuelle 
Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffende, durch entsprechende 
Bescheinigungsmittel untermauerte Angaben darzutun ist (VwGH 23.02.1995, Zahl 95/18/0049; 05.04.1995, 
Zahl 95/18/0530; 

04.04.1997, Zahl 95/18/1127; 26.06.1997, Zahl 95/18/1291; 

02.08.2000, Zahl 98/21/0461). Diese Mitwirkungspflicht des Antragstellers bezieht sich zumindest auf jene 
Umstände, die in der Sphäre des Asylwerbers gelegen sind und deren Kenntnis sich die Behörde nicht von Amts 
wegen verschaffen kann (VwGH 30.09.1993, Zahl 93/18/0214) 
 

Die Anforderungen an die Schutzwilligkeit und Schutzfähigkeit des Staates entsprechen jenen, wie sie bei der 
Frage des Asyls bestehen (VwGH 08.06.2000, Zahl 2000/20/0141). Ereignisse, die bereits längere Zeit 
zurückliegen, sind daher nicht geeignet, die Feststellung nach dieser Gesetzesstelle zu tragen, wenn nicht 
besondere Umstände hinzutreten, die ihnen einen aktuellen Stellenwert geben (vgl. VwGH 14.10.1998, Zahl 
98/01/0122; 25.01.2001, Zahl 2001/20/0011). 
 

Unter "realer Gefahr" ist eine ausreichend reale, nicht nur auf Spekulationen gegründete Gefahr möglicher 
Konsequenzen für den Betroffenen ("a sufficiently real risk") im Zielstaat zu verstehen (VwGH 19.02.2004, Zahl 
99/20/0573; auch ErläutRV 952 BlgNR 22. GP zu § 8 AsylG 2005). Die reale Gefahr muss sich auf das gesamte 
Staatsgebiet beziehen und die drohende Maßnahme muss von einer bestimmten Intensität sein und ein 
Mindestmaß an Schwere erreichen, um in den Anwendungsbereich des Art. 3 EMRK zu gelangen (zB VwGH 
26.06.1997, Zahl 95/21/0294; 25.01.2001, Zahl 2000/20/0438; 30.05.2001, Zahl 97/21/0560). 
 

Bei außerhalb staatlicher Verantwortlichkeit liegenden Gegebenheiten im Herkunftsstaat kann nach der 
ständigen Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) die 
Außerlandesschaffung eines Fremden nur dann eine Verletzung des Art. 3 EMRK darstellen, wenn im konkreten 
Fall außergewöhnliche Umstände ("exceptional circumstances") vorliegen (EGMR 02.05.1997, D. vs. 
Vereinigtes Königreich, Zahl 30240/96; 06.02.2001, Bensaid, Zahl 44599/98; vgl. auch VwGH 21.08.2001, Zahl 
2000/01/0443). Unter "außergewöhnlichen Umständen" können auch lebensbedrohende Ereignisse (zB. Fehlen 
einer unbedingt erforderlichen medizinischen Behandlung bei unmittelbar lebensbedrohlicher Erkrankung) ein 
Abschiebungshindernis im Sinne des Art. 3 EMRK in Verbindung mit § 8 Abs. 1 AsylG 2005 bzw. § 50 Abs. 1 
FPG bilden, die von den Behörden des Herkunftsstaates nicht zu vertreten sind (EGMR 02.05.1997, D. vs. 
Vereinigtes Königreich; vgl. VwGH 21.08.2001, Zahl 2000/01/0443; 

13.11.2001, Zahl 2000/01/0453; 09.07.2002, Zahl 2001/01/0164; 

16.07.2003, Zahl 2003/01/0059). 
 

Nach Ansicht des VwGH ist am Maßstab der Entscheidungen des EGMR zu Art. 3 EMRK für die Beantwortung 
der Frage, ob die Abschiebung eines Fremden eine Verletzung des Art. 3 EMRK darstellt, unter anderem zu 
klären, welche Auswirkungen physischer und psychischer Art auf den Gesundheitszustand des Fremden als reale 
Gefahr ("real risk") - die bloße Möglichkeit genügt nicht - damit verbunden wären (VwGH 23.09.2004, Zahl 
2001/21/0137). 
 

Auf Grund des durchgeführten Ermittlungsverfahrens und des festgestellten Sachverhaltes ergibt sich, dass die 
Voraussetzungen für die Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten gemäß § 8 Abs. 1 AsylG 
2005 nicht gegeben sind: 
 

Was die Sicherheitslage im Raum Kabul betrifft, ist davon ausgehen, dass in der Hauptstadt Kabul die 
Sicherheitslage durch die ANSF trotz einzelner medienwirksamer Anschläge und häufigen Hinweisen auf 
Anschlagsplanungen unverändert "überwiegend kontrollierbar" ist (vgl. Deutsche Bundesregierung, 
Fortschrittsbericht vom Jänner 2014). Auch geht aus dem in den Sachverhaltsfeststellungen herangezogenen 
Berichten nicht hervor, dass jedermann, der sich in Afghanistan, vor allem in den großen Städten, die sich in der 
Hand der Regierung befinden, aufhält, ein reales Risiko einer Verletzung nach Art. 2 und/oder 3 EMRK trifft. 
Zwar mag auch in den Städten, die sich in Regierungshand befinden, etwa in Kabul die Sicherheitssituation 
angespannt, aber nicht so schlecht sein, dass sich eine solche Annahme rechtfertigen ließe. Nach den Berichten 
funktioniert in Kabul und auch in den anderen großen Städten zudem die Polizei und kann für Sicherheit sorgen. 
Eine Situation, in der jedermann gefährdet wäre, eine Verletzung der genannten relevanten Rechte zu erleiden, 
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liegt in gesamt Afghanistan, insbesondere mit Blick auf Kabul, daher jedenfalls ebenso wenig vor, wie das reale 
Risiko, dass der Beschwerdeführer im gesamten Staatsgebiet als Zivilperson einer ernsthaften Bedrohung des 
Lebens oder der Unversehrtheit im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes ausgesetzt 
wäre (vgl. dazu auch insbesondere die aktuellen Ausführungen von XXXX , dessen Informationen aus Kabul 
und aus anderen Teilen Afghanistans auf seinen eigenen Wahrnehmungen während seiner Reise in Afghanistan 
vom 21.03. bis 02.04.2016 beruhen). 
 

Beim Beschwerdeführer handelt es sich um einen arbeitsfähigen und gesunden jungen Mann, bei dem die 
grundsätzliche Teilnahmemöglichkeit am Erwerbsleben vorausgesetzt werden kann. Es ist daher anzunehmen, 
dass er im Herkunftsstaat in der Lage sein wird, sich ein ausreichendes Auskommen zu sichern und somit nicht 
in eine hoffnungslose Lage kommen wird. 
 

Darüber hinaus hat der Beschwerdeführer in Kabul bereits (wenngleich auch nur für eine kurze Zeit) bei seinem 
Onkel gewohnt, zu dem nach wie vor Kontakt besteht. Es kann somit davon ausgegangen werden, dass dem 
Beschwerdeführer im Fall der Rückkehr im Rahmen seines Familienverbandes jedenfalls eine wirtschaftliche 
und soziale Unterstützung (zunächst vor allem mit Wohnraum und Nahrung) zukommt. 
 

Im gegenständlichen Fall haben sich in einer Gesamtschau der Angaben des Beschwerdeführers und unter 
Berücksichtigung der zur aktuellen Lage in Afghanistan herangezogenen Erkenntnisquellen keine konkreten 
Anhaltspunkte dahingehend ergeben, wonach die unmittelbar nach erfolgter Rückkehr allenfalls drohenden 
Gefahren nach Art, Ausmaß und Intensität von einem solchen Gewicht wären, dass sich daraus bei objektiver 
Gesamtbetrachtung für den Beschwerdeführer mit maßgeblicher Wahrscheinlichkeit das reale Risiko einer derart 
extremen Gefahrenlage ergeben würde, die im Lichte der oben angeführten Rechtsprechung einen 
außergewöhnlichen Umstand im Sinne des Art. 3 EMRK darstellen und somit einer Rückführung nach 
Afghanistan entgegenstehen würde. Die bloße Möglichkeit einer allenfalls drohenden extremen (allgemeinen) 
Gefahrenlage in Afghanistan reicht nicht aus, sondern es müssen vielmehr konkrete Anhaltspunkte dafür 
vorliegen, dass gerade der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein würde (VwGH 27.02.2001, Zl. 
98/21/0427; 20.06.2002, Zl. 2002/18/0028; konkret zu Afghanistan: zB Urteil des deutschen 
Bundesverwaltungsgerichts vom 29.06.2010, Zl. BVerwG 10 C 10.09; weiters EGMR 20.07.2010, N. gg. 
Schweden, Zl. 23505/09, Rz 52ff; 13.10.2011, Husseini gg. Schweden, Zl. 10611/09, Rz 84; 20.12.2011, J.H. 
gg. Vereinigtes Königreich, Zl. 48839/09, Rz 55). 
 

Durch eine Rückführung in den Herkunftsstaat würde der Beschwerdeführer somit nicht in Rechten nach Art. 2 
und 3 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Europäische 
Menschenrechtskonvention - EMRK), BGBl. Nr. 210/1958 idgF, oder ihren relevanten Zusatzprotokollen Nr. 6 
über die Abschaffung der Todesstrafe, BGBl. Nr. 138/1985 idgF, und Nr. 13 über die vollständige Abschaffung 
der Todesstrafe, BGBl. III Nr. 22/2005 idgF, verletzt werden. Weder droht im Herkunftsstaat durch direkte 
Einwirkung noch durch Folgen einer substanziell schlechten oder nicht vorhandenen Infrastruktur ein reales 
Risiko einer Verletzung der oben genannten von der EMRK gewährleisteten Rechte. Dasselbe gilt für die reale 
Gefahr, der Todesstrafe unterworfen zu werden. Auch Anhaltspunkte dahingehend, dass eine Rückführung in 
den Herkunftsstaat für den Beschwerdeführer als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der 
Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes 
mit sich bringen würde, sind nicht hervorgekommen. 
 

Daher war die Beschwerde gegen Spruchpunkt II. des angefochtenen Bescheides gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 AsylG 
2005 als unbegründet abzuweisen. 
 

3. Zur Beschwerde gegen Spruchpunkt III. des angefochtenen Bescheides: 
 

Gemäß § 10 Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 
Rückkehrentscheidung oder einer Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß dem 8. Hauptstück des FPG zu 
verbinden, wenn der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung des Status des 
Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär Schutzberechtigten abgewiesen wird und 
von Amts wegen ein Aufenthaltstitel gemäß § 57 AsylG 2005 nicht erteilt wird sowie kein Fall der §§ 8 Abs. 3a 
oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt. 
 

Gemäß § 57 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von Amts wegen oder 
auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zu erteilen: 
 

1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 1 oder Abs. 1a FPG 
seit mindestens einem Jahr geduldet ist und die Voraussetzungen dafür weiterhin vorliegen, es sei denn, der 
Drittstaatsangehörige stellt eine Gefahr für die Allgemeinheit oder Sicherheit der Republik Österreich dar oder 
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wurde von einem inländischen Gericht wegen eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt. Einer 
Verurteilung durch ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches Gericht gleichzuhalten, 
die den Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht, 
 

2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Handlungen oder zur Geltendmachung und 
Durchsetzung von zivilrechtlichen Ansprüchen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, 
insbesondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenzüberschreitendem Prostitutionshandel oder 
 

3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig aufhältig oder nicht niedergelassen ist, 
Opfer von Gewalt wurde, eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 382e EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlassen 
wurde oder erlassen hätte werden können und der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass die Erteilung der 
"Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz" zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist. 
 

Der Beschwerdeführer befindet sich erst seit Oktober 2014 im Bundesgebiet und sein Aufenthalt ist nicht 
geduldet. Er ist nicht Zeuge oder Opfer von strafbaren Handlungen und auch kein Opfer von Gewalt. Die 
Voraussetzungen für die amtswegige Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 AsylG 2005 liegen daher 
nicht vor, wobei dies weder im Verfahren noch in der Beschwerde auch nur behauptet wurde. 
 

Im vorliegenden Verfahren erfolgte die Abweisung des Antrages auf internationalen Schutz im Hinblick auf den 
Status des subsidiär Schutzberechtigten auch nicht gemäß § 8 Abs. 3a AsylG 2005 und ist auch keine 
Aberkennung gemäß § 9 Abs. 2 AsylG 2005 ergangen, wie aus dem Verfahrensgang ersichtlich ist. 
 

Gemäß § 52 Abs. 2 FPG hat das Bundesamt gegen einen Drittstaatsangehörigen unter einem (§ 10 AsylG 2005) 
mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag auf internationalen Schutz sowohl 
bezüglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch der Zuerkennung des Status des subsidiär 
Schutzberechtigten abgewiesen wird, und kein Fall der §§ 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 AsylG 2005 vorliegt und ihm 
kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies gilt nicht für begünstigte 
Drittstaatsangehörige. 
 

Der Beschwerdeführer ist als Staatsangehöriger von Afghanistan kein begünstigter Drittstaatsangehöriger und es 
kommt ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zu, da mit der erfolgten Abweisung seines 
Antrags auf internationalen Schutz das Aufenthaltsrecht nach § 13 AsylG 2005 mit der Erlassung dieser 
Entscheidung endet. 
 

Gemäß § 55 Abs. 1 AsylG 2005 ist im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen von Amts wegen oder 
auf begründeten Antrag eine "Aufenthaltsberechtigung plus" zu erteilen, wenn 1. dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-
VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK geboten ist und 2. der 
Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a NAG erfüllt hat oder zum 
Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren Einkommen die monatliche 
Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. I Nr. 189/1955) 
erreicht wird. Nach § 55 Abs. 2 AsylG 2005, ist eine "Aufenthaltsberechtigung" zu erteilen, wenn nur die 
Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 vorliegt. 
 

§ 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG lautet: 
 

(1) Wird durch eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, eine Anordnung zur Außerlandesbringung gemäß 
§ 61 FPG, eine Ausweisung gemäß § 66 FPG oder ein Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG in das Privat- oder 
Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung zulässig, wenn dies zur 
Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist. 
 

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu 
berücksichtigen: 
 

1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden 
rechtswidrig war, 
 

2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens, 
 

3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens, 
 

4. der Grad der Integration, 
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5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden, 
 

6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit, 
 

7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, Fremdenpolizei- und 
Einwanderungsrechts, 
 

8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die 
Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren, 
 

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Behörden zurechenbaren überlangen 
Verzögerungen begründet ist. 
 

(3) Über die Zulässigkeit der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist jedenfalls begründet, insbesondere im 
Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer 
Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung des 
Privat- und Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach nicht bloß vorübergehend sind. Dies 
ist insbesondere dann der Fall, wenn die Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG schon allein auf Grund des 
Privat- und Familienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über ein 
unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungsrecht (§§ 45 und 48 oder §§ 51 ff 
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005) verfügen, unzulässig wäre. 
 

Der Begriff des "Familienlebens" in Art. 8 EMRK umfasst nicht nur die Kleinfamilie von Eltern und 
(minderjährigen) Kindern und Ehegatten, sondern auch entferntere verwandtschaftliche Beziehungen, sofern 
diese Beziehungen eine gewisse Intensität aufweisen, etwa ein gemeinsamer Haushalt vorliegt (vgl. dazu EKMR 
19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; Frowein - Peukert, 
Europäische Menschenrechtskonvention, EMRK-Kommentar, 2. Auflage (1996) Rz 16 zu Art. 8; Baumgartner, 
Welche Formen des Zusammenlebens schützt die Verfassung? ÖJZ 1998, 761; vgl. auch Rosenmayer, 
Aufenthaltsverbot, Schubhaft und Abschiebung, ZfV 1988, 1). In der bisherigen Spruchpraxis der Straßburger 
Instanzen wurden als unter dem Blickwinkel des Art. 8 EMRK zu schützende Beziehungen bereits solche 
zwischen Enkel und Großeltern (EGMR 13.06.1979, Marckx, EuGRZ 1979, 458; s. auch EKMR 07.12.1981, B 
9071/80, X-Schweiz, EuGRZ 1983, 19), zwischen Geschwistern (EKMR 14.03.1980, B 8986/80, EuGRZ 1982, 
311) und zwischen Onkel bzw. Tante und Neffen bzw. Nichten (EKMR 19.07.1968, 3110/67, Yb 11, 494 (518); 
EKMR 28.02.1979, 7912/77, EuGRZ 1981/118; EKMR 05.07.1979, B 8353/78, EuGRZ 1981, 120) anerkannt, 
sofern eine gewisse Beziehungsintensität vorliegt (vgl. Baumgartner, ÖJZ 1998, 761; Rosenmayer, ZfV 1988, 
1). Das Kriterium einer gewissen Beziehungsintensität wurde von der Kommission auch für die Beziehung 
zwischen Eltern und erwachsenen Kindern gefordert (EKMR 06.10.1981, B 9202/80, EuGRZ 1983, 215). 
 

Das Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK umfasst auch nicht formalisierte eheähnliche 
Lebensgemeinschaften zwischen Mann und Frau; bei solchen ist normalerweise das Zusammenleben der beiden 
Partner in einem gemeinsamen Haushalt erforderlich, es können aber auch andere Faktoren wie etwa die Dauer 
oder die Verbundenheit durch gemeinsame Kinder unter Beweis stellen, dass die Beziehung hinreichend 
konstant ist (EGMR vom 27.10.1994, 18535/91 Kroon und andere gg. die Niederlande, Z 30; EGMR vom 
22.04.1997, 21.830/93, X,Y und Z gg. Vereinigtes Köngreich, Z 36) 
 

Art. 8 EMRK schützt unter anderem sowohl die individuelle Selbstbestimmung und persönliche Identität, als 
auch die freie Gestaltung der Lebensführung. Zum geschützten Privatleben gehört das Netzwerk der 
gewachsenen persönlichen, sozialen und wirtschaftlichen Bindungen (EGMR vom 09.10.2003, 48321/99, 
Slivenko gg. Lettland). So können persönliche Beziehungen, die nicht unter das Familienleben fallen, sehr wohl 
als "Privatleben" relevant sein. 
 

Aufenthaltsbeendende Maßnahmen stellen regelmäßig einen Eingriff in das Privatleben dar, weil sie die 
betroffene Person aus ihrem sozialen Umfeld herausreißen. Nach der Rechtsprechung des EGMR hängt es von 
den Umständen des jeweiligen Falles ab, ob es angebracht ist, sich eher auf den Gesichtspunkt des 
Familienlebens zu konzentrieren als auf den des Privatlebens (EGMR 23.04.2015, 38030/12, Khan, Rn. 38; 
05.07.2005, Große Kammer, 46410/99, Üner, Rn. 59). Die Prüfung am Maßstab des Privatlebens ist jedoch 
weniger streng als jene am Maßstab des Familienlebens, weshalb letztere in der Praxis im Vordergrund steht 
(Ewald Wiederin, Schutz der Privatsphäre, in: 

Merten/Papier/Kucsko-Stadlmayer [Hg.], Handbuch der Grundrechte VII/1, 2. Aufl., § 10, Rn. 52). 
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Nach ständiger Rechtsprechung der Gerichtshöfe öffentlichen Rechts kommt dem öffentlichen Interesse aus der 
Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung iSd Art 8 Abs 2 EMRK ein hoher 
Stellenwert zu. Der Verfassungsgerichtshof und der Verwaltungsgerichtshof haben in ihrer Judikatur ein 
öffentliches Interesse in dem Sinne bejaht, als eine über die Dauer des Asylverfahrens hinausgehende 
Aufenthaltsverfestigung von Personen, die sich bisher bloß auf Grund ihrer Asylantragsstellung im Inland 
aufhalten durften, verhindert werden soll (VfSlg. 17.516 und VwGH vom 26.06.2007, Zl. 2007/01/0479). 
 

Der Beschwerdeführer ist zum Aufenthalt in Österreich nur auf Grund eines Antrages auf internationalen Schutz, 
der sich als nicht begründet erwiesen hat, berechtigt gewesen. Anhaltspunkte dafür, dass ihm ein nicht auf 
asylrechtliche Bestimmungen gestütztes Aufenthaltsrecht zukäme, sind nicht ersichtlich. Darüber hinaus sind 
keine Hinweise für eine ausreichend intensive Beziehung zu allfälligen in Österreich aufhältigen 
Familienangehörigen oder ihm sonst besonders nahestehende Personen hervorgekommen, zumal Teile seiner 
Familienangehörigen in Afghanistan leben. Einzig ein Cousin des Beschwerdeführers soll sich in Österreich, 
Wien, aufhalten. Der Beschwerdeführer konnte jedoch nicht einmal angeben, über welchen Status dieser Cousin 
in Österreich verfügt. Ferner stellt die Aussage, wonach der Beschwerdeführer viele Freunde in Österreich habe, 
eine reine Behauptung auf, die der Beschwerdeführer nicht bescheinigen konnte. 
 

Im Hinblick auf die Zeitspanne, seit der sich der Beschwerdeführer in Österreich aufhält (Oktober 2014), kann 
selbst unter Miteinbeziehung integrativer Merkmale - wie etwa Unbescholtenheit und Deutschkenntnisse - eine 
von Art. 8 EMRK geschützte "Aufenthaltsverfestigung" noch nicht angenommen werden (vgl. VwGH 
26.06.2007, Zl. 2007/01/0479, wonach ein dreijähriger Aufenthalt "jedenfalls" nicht ausreichte, um daraus eine 
rechtlich relevante Bindung zum Aufenthaltsstaat abzuleiten; vgl. auch VwGH 20.12.2007, Zl. 2007/21/0437, zu 
§ 66 Abs. 1 FPG, wonach der 6-jährigen Aufenthaltsdauer eines Fremden im Bundesgebiet, der 
Unbescholtenheit, eine feste soziale Integration, gute Deutschkenntnisse sowie einen großen Freundes- und 
Bekanntenkreis, jedoch keine Familienangehörigen geltend machen konnte, in einer Interessensabwägung keine 
derartige "verdichtete Integration" zugestanden wurde, da der Aufenthalt "letztlich nur auf einem unbegründeten 
Asylantrag fußte"; ähnlich auch VwGH 25.02.2010, Zl. 2010/18/0026; VwGH 30.04.2009, Zl. 2009/21/0086; 
VwGH 08.07.2009, Zl. 2008/21/0533; VwGH 08.03.2005, 2004/18/0354). Somit kann nicht festgestellt werden, 
dass dem subjektiven Interesse des Beschwerdeführers am Verbleib im Inland Vorzug gegenüber dem 
maßgeblichen öffentlichen an der Einhaltung der die Einreise und den Aufenthalt von Fremden regelnden 
Vorschriften, denen aus der Sicht des Schutzes und der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung (Art. 8 Abs. 
2 EMRK) ein hoher Stellenwert zukommt (vgl. VwGH 22.01.2013, Zl. 2011/18/0036; VwGH 10.05.2011, Zl. 
2011/18/0100; VwGH 22.03.2011, Zl. 2007/18/0628; VwGH 26.11.2009, Zl. 2007/18/0305), zu geben ist.  
 

Der Beschwerdeführer geht in Österreich keiner geregelten Arbeit nach und verfügt auch nicht über eine 
Einstellungszusage. Der Beschwerdeführer hat lediglich einige Male für die Caritas im Ausmaß von 30 Stunden 
pro Monat gearbeitet. Obgleich der Beschwerdeführer einigermaßen über deutsche Kenntnisse verfügt, hat er 
keinen formellen Abschluss eines Deutschkurses vorlegen können. Im Übrigen bewirkt der Umstand, dass der 
Beschwerdeführer in Österreich nicht straffällig geworden ist, keine Erhöhung des Gewichtes der 
Schutzwürdigkeit von persönlichen Interessen an einem Aufenthalt in Österreich, da das Fehlen ausreichender 
Unterhaltsmittel und die Begehung von Straftaten eigene Gründe für die Erlassung von aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen darstellen (VwGH 24.07.2002, 2002/18/0112). 
 

In einer Gesamtschau kann somit noch keinesfalls von "außerordentlichen" Integrationsleistungen des 
Beschwerdeführers ausgegangen werden, wie vom Vertreter des Beschwerdeführers unter Bezugnahme auf eine 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes angenommen. 
 

Es ist davon auszugehen, dass die Interessen des Beschwerdeführers an einem Verbleib im Bundesgebiet nur 
geringes Gewicht haben und gegenüber dem öffentlichen Interesse an der Einhaltung der die Einreise und den 
Aufenthalt von Fremden regelnden Bestimmungen aus der Sicht des Schutzes der öffentlichen Ordnung, dem 
nach der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ein hoher Stellenwert zukommt, in den Hintergrund 
treten. Die Verfügung der Rückkehrentscheidung war daher im vorliegenden Fall dringend geboten und 
erscheint auch nicht unverhältnismäßig. 
 

Daher sind die Voraussetzungen für die Erteilung einer Aufenthaltsberechtigung nach 
 

§ 55 AsylG nicht gegeben. 
 

Gemäß § 52 Abs. 9 FPG hat das Bundesamt mit einer Rückkehrentscheidung gleichzeitig festzustellen, dass eine 
Abschiebung eines Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere bestimmte Staaten zulässig ist, es 
sei denn, dass dies aus vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden Gründen nicht möglich sei. 
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Nach § 50 Abs. 1 FPG ist die Abschiebung Fremder in einen Staat unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der 
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 
zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe 
verletzt würde oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge 
willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre. 
 

Nach § 50 Abs. 2 FPG ist Abschiebung in einen Staat unzulässig, wenn stichhaltige Gründe für die Annahme 
bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer 
Zugehörigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre (Art. 33 Z 1 
der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls über 
die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche 
Fluchtalternative (§ 11 AsylG 2005). 
 

Nach § 50 Abs. 3 FPG ist Abschiebung in einen Staat unzulässig, solange der Abschiebung die Empfehlung 
einer vorläufigen Maßnahme durch den Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte entgegensteht. 
 

Die Zulässigkeit der Abschiebung des Beschwerdeführers in den Herkunftsstaat ist gegeben, da nach den die 
Abweisung seines Antrages auf internationalen Schutz tragenden Feststellungen der vorliegenden Entscheidung 
keine Gründe vorliegen, aus denen sich eine Unzulässigkeit der Abschiebung im Sinne des § 50 FPG ergeben 
würde. Wie bereits oben ausgeführt sieht auch der EGMR in seiner jüngsten Rechtsprechung die allgemeine 
Situation in Afghanistan nicht so gelagert, dass die Ausweisung dorthin automatisch gegen Art 3 EMRK 
verstoßen würde. 
 

Gemäß § 55 Abs. 1 FPG wird mit einer Rückkehrentscheidung gemäß § 52 zugleich eine Frist für die freiwillige 
Ausreise festgelegt. Die Frist für die freiwillige Ausreise beträgt nach § 55 Abs. 2 FPG 14 Tage ab Rechtskraft 
des Bescheides, sofern nicht im Rahmen einer vom Bundesamt vorzunehmenden Abwägung festgestellt wurde, 
dass besondere Umstände, die der Drittstaatsangehörige bei der Regelung seiner persönlichen Verhältnisse zu 
berücksichtigen hat, die Gründe, die zur Erlassung der Rückkehrentscheidung geführt haben, überwiegen. 
 

Da derartige Gründe im Verfahren nicht vorgebracht wurden, ist die Frist zu Recht mit 14 Tagen festgelegt 
worden. 
 

Zu B) Unzulässigkeit der Revision: 
 

Gemäß § 25a Abs. 1 VwGG hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses 
auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen. 
 

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer 
Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung 
von der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; 
weiters ist die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu 
beurteilen (siehe dazu insbesondere die unter A) zitierte Judikatur). Auch liegen keine sonstigen Hinweise auf 
eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor. 
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